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LEHRPLAN DER ALLGEMEINBILDENDEN HÖHEREN SCHULE 
(Allgemeiner Teil) 

ERSTER TEIL 

ALLGEMEINES BILDUNGSZIEL 

1. Funktion und Gliederung des Lehrplans 

Der vorliegende Lehrplan stellt einerseits die für die Einheitlichkeit und Durchlässigkeit des 
Schulwesens notwendigen Vorgaben dar und eröffnet andererseits Freiräume, die der Konkretisierung am 
Standort vorbehalten sind. Der Lehrplan dient als Grundlage für 
 – die Konkretisierung des Bildungsauftrags der Schule; 
 – die Planung und Steuerung des Unterrichts in inhaltlicher und in methodischer Hinsicht; 
 – die Gestaltung der schulischen Freiräume und der schulautonomen Lehrplanbestimmungen; 
 – die Planungen von Aktivitäten der schulpartnerschaftlichen Gremien; 
 – das standortbezogene Bildungsangebot; 
 – die Berücksichtigung der individuellen Interessen und persönlichen Lebensrealität der Schülerinnen 

und Schüler 
und gliedert sich in folgende acht Teile: allgemeines Bildungsziel, Kompetenzorientierung, allgemeine 

didaktische Grundsätze, übergreifende Themen, organisatorischer Rahmen, Stundentafeln, Lehrpläne für 
den Religionsunterricht und Lehrpläne der einzelnen Unterrichtsgegenstände. 

Das allgemeine Bildungsziel bildet gemeinsam mit den Erwartungen an die Unterrichtsgestaltung, den 
Ausführungen zur Kompetenzorientierung und den allgemeinen didaktischen Grundsätzen sowie dem 
organisatorischen Rahmen inklusive der Stundentafeln die Grundlage für die Umsetzung des Lehrplans. Des 
Weiteren wird eine Differenzierung zwischen fachlichen, fächerübergreifenden und überfachlichen 
Kompetenzen entlang übergreifender Themen vorgenommen. 

Übergreifende Themen bilden wesentliche gesellschaftliche Aspekte ab, die in die unterschiedlichen 
Unterrichtsgegenstände einfließen und verbindlich aufzugreifen sind. 

Auf die Lehrpläne für den Religionsunterricht wird im siebenten Teil der Anlage A hingewiesen. 
Die Lehrpläne für die einzelnen Unterrichtsgegenstände (= Fachlehrpläne) sind einheitlich aufgebaut 

und beinhalten die jeweilige Bildungs- und Lehraufgabe, die didaktischen Grundsätze, fachspezifische 
Kompetenzmodelle und die dazugehörenden Kompetenzbereiche, zentrale fachliche Konzepte sowie 
Kompetenzbeschreibungen und Anwendungsbereiche, Lehrstoff. 

In der Oberstufe gelten die Ausführungen zu den übergreifenden Themen als Orientierung für den 
fächerübergreifenden bzw. fachliche Grenzen überschreitenden Unterricht. Dort gibt es keine verbindlichen 
Verknüpfungen zwischen den Fachlehrplänen und den übergreifenden Themen. Die allgemeinen 
Ausführungen (Bedeutung des jeweiligen übergreifenden Themas) haben für den Unterricht in der 
Oberstufe insofern Relevanz, als sie den bisher schon geltenden „Unterrichtsprinzipien“ nachfolgen und in 
enger inhaltlicher Abstimmungen mit den Ausführungen der Grundsatzerlässe stehen, die sowohl für Unter- 
als auch Oberstufe gelten. 

Die Lehrpläne der einzelnen Unterrichtsgegenstände der Oberstufe enthalten im Rahmen der Bildungs- 
und Lehraufgabe auch Beiträge zu den Bildungsbereichen sowie zu den Aufgabenbereichen der Schule. Im 
Abschnitt „Didaktische Grundsätze“ werden Anleitungen zur Gestaltung des Unterrichts gegeben. In den 
Abschnitten „Bildungs- und Lehraufgabe“ und „Lehrstoff“, die sich ab der 10. Schulstufe auf die 
semestrierten Teile des Lehrplans beziehen, werden die zu erreichenden Ziele bzw. Inhalte festgelegt. 
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2. Gesetzlicher Auftrag der allgemeinbildenden höheren Schule 

Die Aufgabe der allgemeinbildenden höheren Schule ist – wie für alle österreichischen Schulen – im § 2 
des Schulorganisationsgesetzes definiert. Auch wenn die Begriffe, die im Bildungsauftrag der 
österreichischen Schule angeführt sind, zeitgebunden sind, entsprechen die Ziele dieses Bildungsauftrages 
den aktuellen Entwicklungen. Die allgemeinbildende höhere Schule soll die Individualität der Schülerinnen 
und Schüler nach ethisch gehaltvollen Werten fördern, sodass Schülerinnen und Schüler für das Leben und 
für den zukünftigen Beruf vorbereitet sind und die Fähigkeiten zum selbsttätigen Bildungserwerb erlangen. 
Sie soll die jungen Menschen zu selbstständigem Urteil befähigen, soziales Verständnis vermitteln und eine 
sportlich aktive Lebensweise prägen. Schließlich soll die allgemeinbildende höhere Schule eine Offenheit 
dem politischen und weltanschaulichen Denken anderer gegenüber pflegen sowie die jungen Menschen zur 
Teilhabe am Wirtschafts- und Kulturleben Österreichs, Europas und der Welt befähigen. 

In Österreich werden die Aufgaben der Schulen im Schulorganisationsgesetz allgemein beschrieben 
und im Qualitätsrahmen für Schulen (gemäß § 8 der Verordnung betreffend das 
Schulqualitätsmanagement, BGBl. II Nr. 158/2019) konkretisiert. 

Der Gesetzgeber hat für die allgemeinbildende höhere Schule einen breiten Bildungsauftrag gemäß 
§ 34 Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes erteilt. Die allgemeinbildende höhere Schule hat die Aufgabe, 
den Schülerinnen und Schülern eine umfassende und vertiefte Allgemeinbildung zu vermitteln und sie 
zugleich zur Universitätsreife zu führen. Sie hat weiters an der Heranbildung der jungen Menschen 
mitzuwirken, indem sie junge Menschen beim Erwerb von Wissen und bei der Entwicklung von 
Kompetenzen unterstützt sowie Werte vermittelt. Dabei ist die Fähigkeit, selbstständig zu denken und 
kritisch zu reflektieren, besonders zu fördern. Die Schülerinnen und Schüler sind in ihrem 
Entwicklungsprozess, der eine sozial orientierte und positive Lebensgestaltung zum Ziel hat, zu 
unterstützen. Die Umsetzung dieser Aufgabe wird durch die ausgeführten allgemeinen didaktischen 
Grundsätze im dritten Teil besonders unterstützt. 

Der umfassende Bildungsauftrag der allgemeinbildenden höheren Schule hat die individuelle 
Förderung jeder und jedes Jugendlichen zum Ziel. Damit verbunden ist auch ein erweitertes 
Rollenverständnis der Lehrenden. Sie sind zusehends gefragt, die jungen Menschen bei der Suche nach 
Antworten auf ihre Fragen moderierend zu unterstützen und bei der Entwicklung und Festigung von 
Kompetenzen lernbegleitend zu agieren. In diesem Zusammenhang spielt auch eine verstärkte 
Individualisierung des Lernprozesses eine wichtige Rolle. Ein individualisiertes Lerntempo, aber auch eine 
kontinuierliche Lernentwicklung sind jedenfalls anzustreben. 

3. Leitvorstellungen 

Der gesetzliche Bildungsauftrag, der sowohl kognitive als auch emotionale und soziale Aspekte 
beinhaltet, lässt sich auch durch das 4K-Modell abbilden, das Kompetenzen formuliert, die für die 
Lernenden im 21. Jahrhundert von herausragender Bedeutung sind: Kommunikation, Kollaboration, 
Kreativität und kritisches Denken. Dabei wird deutlich, dass Lernen mehr ist als die individuelle Aneignung 
und Reproduktion von kognitiven Lerninhalten. Es ist ein aktiver Prozess, bei dem junge Menschen in die 
Lage versetzt werden, ihr Wissen und Können in Gruppen zur Problemlösung anzuwenden. Teamfähigkeit 
ist genauso wichtig wie Kreativität, um zu neuen Lösungen zu kommen und Kritikfähigkeit, um die eigenen 
Problemlösungen distanziert zu betrachten. Es ist Aufgabe der Lehrerinnen und Lehrer, durch einen 
kompetenzorientierten Unterricht sowie durch interessante, offene und somit auch schülerinnen- und 
schülergerechte Aufgaben, am Erreichen der übergeordneten Leitvorstellungen bzw. Ziele mitzuwirken. 

Schule und Unterricht tragen dazu bei, dass junge Menschen befähigt werden, bei der Bewältigung von 
gesellschaftlichen, sozialen, ökonomischen und ökologischen Herausforderungen eine aktive Rolle 
einzunehmen. Dazu gehört, dass Kompetenzen für eine nachhaltige Entwicklung angebahnt werden. 
Wesentliche pädagogische Bereiche, die diesen Kompetenzerwerb unterstützen, sind die Bildung für 
nachhaltige Entwicklung, Politische Bildung mit Global Citizenship Education, Friedenserziehung und 
Menschenrechtsbildung. Zusätzliche übergreifende Themen bereiten nachhaltige Entwicklung pädagogisch 
auf. Für das integrative Denken der ökologischen, ökonomischen und sozialen Dimension nachhaltiger 
Entwicklung sind sowohl fachspezifische als auch fächerübergreifende Bezüge von großer Bedeutung. 
Schülerinnen und Schüler und das gesamte Schulteam übernehmen gemeinsam Verantwortung, wodurch 
Schulen Modelle für eine zukunftsfähige Lebensgestaltung sind. Damit wird ein wesentlicher Beitrag zur 
Umsetzung der Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen geleistet. 

Schule ist damit nicht nur Lernort sowie ein Ort der Bildung für nachhaltige Entwicklung, sondern auch 
ein sozialer Raum, welcher es ermöglicht, sich zu erproben, die Wirkungen des eigenen Handelns zu erleben 
und diese kritisch zu reflektieren. Es gilt, gemeinsam Verantwortung für die Herausbildung einer 
zukunftsfähigen Lebensgestaltung der Einzelnen und der Gesellschaft auf globaler und lokaler Ebene zu 
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entwickeln und zu übernehmen sowie ein ganzheitliches Menschenbild im Sinne einer inklusiven 
Gesellschaft zu fördern. 

Den Fragen und dem Verlangen nach einem sinnerfüllten Leben in einer menschenwürdigen Zukunft 
hat der Unterricht mit einer auf ausreichende Information und Wissen aufbauenden Auseinandersetzung 
mit ethischen und moralischen Werten und der religiösen Dimension des Lebens zu begegnen. Die jungen 
Menschen sind bei der Entwicklung zu eigenverantwortlichen Persönlichkeiten sowie in ihrer Sozialität zu 
fördern und in der Herausforderung, in ihrem Dasein einen Sinn zu finden, zu stützen. Bei der Suche nach 
Orientierung können Weltanschauungen und Religionen Antworten und Erklärungsmuster für eine 
eigenständige Auseinandersetzung anbieten. 

4. Aufgabenbereiche der Oberstufe 

Wissensaneignung, Kompetenzerwerb 
Kompetenz besteht aus dem Zusammenspiel von Wissen, Fähigkeiten, Fertigkeiten und Haltungen, 

welche in Handlungssituationen durch die Disposition der Einzelnen zur Geltung kommen. Zur 
fachbezogenen Kompetenzentwicklung gehört als eine zentrale Aufgabe der Schule die Vermittlung 
fundierten Wissens. Dabei sollen die Schülerinnen und Schüler im Sinne eines lebensbegleitenden Lernens 
zur selbstständigen, aktiven Aneignung, aber auch zu einer kritisch-prüfenden Auseinandersetzung mit dem 
verfügbaren Wissen befähigt und ermutigt werden. 

Die Schülerinnen und Schüler sollen sich in altersadäquater Form mit Problemstellungen 
auseinandersetzen, Gegebenheiten kritisch hinterfragen, Probleme erkennen und definieren, Lösungswege 
eigenständig suchen und ihr eigenes Handeln kritisch betrachten. 

Eine so erworbene Sachkompetenz bedarf allerdings der Erweiterung und Ergänzung durch Selbst- und 
Sozialkompetenz. Die Entwicklung der eigenen Begabungen und Möglichkeiten, aber auch das Wissen um 
die eigenen Stärken und Schwächen sowie die Bereitschaft, sich selbst in neuen Situationen immer wieder 
neu kennen zu lernen und zu erproben, ist ebenso Ziel und Aufgabe des Lernens in der Schule wie die 
Fähigkeit und Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen, mit anderen zu kooperieren, Initiative zu 
entwickeln und an der Gestaltung des sozialen Lebens innerhalb und außerhalb der Schule mitzuwirken 
(„dynamische Fähigkeiten“). 

Die Förderung solcher dynamischer Fähigkeiten soll die Schülerinnen und Schüler auf Situationen 
vorbereiten, zu deren Bewältigung abrufbares Wissen und erworbene Erfahrungen allein nicht ausreichen, 
sondern in denen Lösungswege aktuell entwickelt werden müssen. 

Es ist wichtig, dass Schülerinnen und Schüler lernen, mit Sachthemen, mit sich selbst und mit anderen 
auf eine für alle Beteiligten konstruktive Weise umzugehen. Sie sollen Sachkompetenz, Selbstkompetenz 
und Sozialkompetenz in einem ausgewogenen Verhältnis entwickeln. 

5. Bildungsbereiche der Oberstufe 

Bildung ist mehr als die Summe des Wissens, das in den einzelnen Unterrichtsgegenständen erworben 
werden kann. Im Folgenden werden daher weitere Ziele der Allgemeinbildung in fünf Bildungsbereichen 
näher erläutert. Sie sind als Benennung wichtiger Segmente im Bildungsprozess zu verstehen und bilden 
ebenso wie die religiös-ethisch-philosophische Bildungsdimension eine Grundlage für die 
fächerverbindende und fächerübergreifende Zusammenarbeit. Die Bildungsbereiche bieten gemeinsam mit 
den Zielen in den Abschnitten „Aufgabenbereiche der Oberstufe“ und „Leitvorstellungen“ den 
Bezugsrahmen für die Einordnung jener Beiträge, die die einzelnen Unterrichtsgegenstände für den 
gesamten schulischen Bildungsprozess zu leisten haben. 

In den Bildungsbereichen sind auch jene Zielsetzungen enthalten, die von folgenden 
Unterrichtsprinzipien vertreten werden: 

Gesundheitserziehung, Erziehung zur Gleichstellung von Frauen und Männern/Gender Kompetenz, 
Medienerziehung, Musische Erziehung, Politische Bildung, Interkulturelles Lernen, Sexualerziehung, Lese- 
und Sprecherziehung, Umwelterziehung, Verkehrserziehung, Wirtschaftserziehung, Erziehung zur 
Anwendung neuer Technologien, Vorbereitung auf die Arbeits- und Berufswelt. 
Bildungsbereich Sprache und Kommunikation 

Ausdrucks-, Denk-, Kommunikations- und Handlungsfähigkeit sind in hohem Maße von der 
Sprachkompetenz abhängig. In jedem Unterrichtsgegenstand sind die Schülerinnen und Schüler mit und 
über Sprache – zB auch in Form von Bildsprache – zu befähigen, ihre kognitiven, emotionalen, sozialen und 
kreativen Kapazitäten zu nutzen und zu erweitern. Die Auseinandersetzung mit unterschiedlichen 
Sozialisationsbedingungen ermöglicht die Einsicht, dass Weltsicht und Denkstrukturen in besonderer Weise 
sprachlich und kulturell geprägt sind. 
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Wenn die Begegnung mit anderen Kulturen und Generationen sowie die sprachliche und kulturelle 
Vielfalt in unserer eigenen Gesellschaft als bereichernd erfahren werden, ist auch ein Grundstein für 
Offenheit und gegenseitige Achtung gelegt. 

Ein kritischer Umgang mit und eine konstruktive Nutzung von Medien sind zu fördern. 
Bildungsbereich Mensch und Gesellschaft 

Wissen über und Verständnis für gesellschaftliche (insbesondere politische, wirtschaftliche, rechtliche, 
soziale, ökologische, kulturelle) Zusammenhänge ist eine wichtige Voraussetzung für ein bewusstes und 
eigenverantwortliches Leben und für eine konstruktive Mitarbeit an gesellschaftlichen Aufgaben. 

Die Schülerinnen und Schüler sind – unabhängig von ihrer sozialen, religiösen und kulturellen Herkunft 
– dabei zu unterstützen und zu begleiten, sich mit Ursachen gesellschaftlicher Ungleichheitsstrukturen, 
insbesondere auch mit Geschlechterungleichheiten und Rollenstereotypen kritisch auseinanderzusetzen, 
um eigene Handlungsspielräume und Lebensperspektiven zu erweitern. Die Schülerinnen und Schüler sollen 
weiters dabei unterstützt werden, Haltungen und Kompetenzen zu entwickeln, die der Chancengleichheit 
und dem Abbau geschlechtshierarchischer Rollennormen dienlich sind. 

Die Verflochtenheit des oder der Einzelnen in vielfältige Formen von Gemeinschaft ist bewusst zu 
machen; Wertschätzung sich selbst und anderen gegenüber sowie Achtung vor den unterschiedlichen 
menschlichen Wegen der Sinnfindung sind zu fördern. 

Es ist bewusst zu machen, dass gesellschaftliche Phänomene historisch bedingt und von Menschen 
geschaffen sind und dass es möglich und sinnvoll ist, auf gesellschaftliche Entwicklungen konstruktiv 
Einfluss zu nehmen. Aufgaben und Arbeitsweisen von gesellschaftlichen Institutionen und 
Interessensgruppen sind zu vermitteln und mögliche Lösungen für Interessenkonflikte zu erarbeiten und 
abzuwägen. 

Der Unterricht hat aktiv zu einer den Menschenrechten verpflichtete Demokratie beizutragen. Urteils- 
und Kritikfähigkeit sowie Entscheidungs- und Handlungskompetenzen sind zu fördern, sie sind für die 
Stabilität pluralistischer und demokratischer Gesellschaften entscheidend. Den Schülerinnen und Schülern 
ist in einer zunehmend internationalen und multikulturellen Gesellschaft jene Weltoffenheit zu vermitteln, 
die vom Verständnis für die existenziellen Probleme der Menschheit und von Mitverantwortung getragen 
ist. Dabei sind Humanität, Solidarität, Toleranz, Frieden, Gerechtigkeit, Geschlechtergleichstellung und 
Umweltbewusstsein handlungsleitende Werte. 

Die Vorbereitung auf das private und öffentliche Leben (insbesondere die Arbeits- und Berufswelt) hat 
sich an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, sozialem Zusammenhalt, einer für alle Geschlechter gleichen 
Partizipation in allen gesellschaftlichen Bereichen (dh. sowohl in der Familien- und Erziehungsarbeit als 
auch in der Arbeitswelt und beim zivilgesellschaftlichen Engagement) und an ökologischer Nachhaltigkeit zu 
orientieren. Dabei soll die Entwicklung digitaler Kompetenzen die eigenverantwortliche, reflektierte 
Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien ermöglichen und individuelle Lernprozesse 
unterstützen. 

Die Auseinandersetzung mit religiösen und philosophischen Erklärungs- und Begründungsversuchen 
über Ursprung und Sinn der eigenen Existenz und der Existenz der Welt ist eine wichtige Aufgabe der 
Schule. 
Bildungsbereich Natur und Technik 

Die Natur als Grundlage des menschlichen Lebens tritt in vielfältiger, auch technisch veränderter 
Gestalt in Erscheinung. Die Kenntnisse über die Wirkungszusammenhänge der Natur sind als Voraussetzung 
für einen bewussten Umgang und die Nutzung mit Hilfe der modernen Technik darzustellen. 

Verständnis für Phänomene, Fragen und Problemstellungen aus den Bereichen Mathematik, 
Naturwissenschaft und Technik bilden die Grundlage für die Orientierung in der modernen, von 
Technologien geprägten Gesellschaft. 

Der Unterricht hat daher grundlegendes Wissen, Entscheidungsfähigkeit und Handlungskompetenz zu 
vermitteln. Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, sich mit Wertvorstellungen und ethischen 
Fragen im Zusammenhang mit Natur und Technik sowie Mensch und Umwelt auseinander zu setzen. Als für 
die Analyse und Lösung von Problemen wesentliche Voraussetzungen sind Formalisierung, Modellbildung, 
Abstraktions- und Raumvorstellungsvermögen zu vermitteln. 
Bildungsbereich Kreativität und Gestaltung 

Gedanken und Gefühle verbal und nonverbal zum Ausdruck zu bringen, ist eine wesentliche 
Lebensform der Menschen. Den Schülerinnen und Schülern ist Gelegenheit zu geben, selbst 
Gestaltungserfahrungen zu machen und über Sinne führende Zugänge mit kognitiven Erkenntnissen zu 
verbinden. Dabei eröffnet sich für sie die Chance, individuelle Fähigkeiten zu entdecken und zu nutzen und 
sich mit den Ausdrucksformen ihrer Mitmenschen auseinander zu setzen. Daraus sollen sich Impulse für das 
Denken in Alternativen, für die Relativierung eigener Standpunkte, für die Entwicklung eines kritischen 



   

5/50 

Verständnisses und für die Anerkennung von Vielfalt als kultureller Qualität ergeben. Die kreativ-
gestaltende Arbeit soll im Spannungsfeld von Selbstverwirklichung und sozialer Verantwortung als 
individuell bereichernd und gemeinschaftsstiftend erlebt werden. 
Bildungsbereich Gesundheit und Bewegung 

Über das Bewusstmachen der Verantwortung für den eigenen Körper ist körperliches, seelisches und 
soziales Wohlbefinden zu fördern. Die Schülerinnen und Schüler sind zu unterstützen, einen 
gesundheitsbewussten und gegenüber der Umwelt und Mitwelt verantwortlichen Lebensstil zu entwickeln. 
Im Sinne eines ganzheitlichen Gesundheitsbegriffs ist ein Beitrag zur gesundheits- und 
bewegungsfördernden Lebensgestaltung zu leisten. 

Im Vordergrund stehen dabei die Förderung von motorischen und sensorischen Fähigkeiten, wobei 
den Schülerinnen und Schülern Kompetenz für eine bewegungsorientierte Gestaltung ihrer Freizeit auch im 
Hinblick auf einen späteren Ausgleich zur beruflichen Beanspruchung zu vermitteln ist. Durch die 
Auseinandersetzung mit Gesundheitsthemen wie Ernährung, Sexualität, Suchtprävention, Stress, 
Gewalterfahrungen, Sexismus und Gendernormen (zB Schönheitsideale) ist sowohl das körperliche als auch 
das psychosoziale Wohlbefinden zu fördern. 

Die Schülerinnen und Schüler sollen lernen, sich am Straßenverkehr sicher und unfallverhütend zu 
beteiligen, technische Haushaltseinrichtungen risikobewusst zu nutzen und gefährliche Stoffe 
verantwortungsbewusst einzusetzen und zu entsorgen. 
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ZWEITER TEIL 

KOMPETENZORIENTIERUNG 

1. Kompetenzorientierung als pädagogische Grundlage des Lehrplans 

Im Zentrum der pädagogischen Überlegungen dieses Lehrplans steht die Kompetenzorientierung. 
Gemäß § 8 lit. r des Schulorganisationsgesetzes sind unter Kompetenzen längerfristig verfügbare kognitive 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu verstehen, die von Schülerinnen und Schülern entwickelt werden und die 
sie befähigen, Aufgaben in variablen Situationen erfolgreich und verantwortungsbewusst zu lösen und die 
damit verbundene motivationale und soziale Bereitschaft zu zeigen. 

Die Kompetenzorientierung wird durch das Konzept der reflexiven Grundbildung unterstützt. Ziel der 
reflexiven Grundbildung ist es, dass Schülerinnen und Schüler am Ende der Sekundarstufe I befähigt sind, 
kritisch zu urteilen und selbstständig weiter zu lernen. Dieses spiegelt sich in der Struktur der Lehrpläne für 
die einzelnen Unterrichtsgegenstände wider. 

In diesem Lehrplan wird zwischen fachlichen, überfachlichen und fächerübergreifenden Kompetenzen 
unterschieden. Die fachlichen Kompetenzen sind mit dem jeweiligen Unterrichtsgegenstand verbunden 
und werden explizit im achten Teil genannt. Zu den überfachlichen Kompetenzen gehören insbesondere 
Motivation, Selbstwahrnehmung und Vertrauen in die eigene Person, soziale Kompetenzen und 
lernmethodische Kompetenzen. Fächerübergreifende Kompetenzen sind jene Kompetenzen, die in der 
Auseinandersetzung mit den übergreifenden Themen erworben werden sollen. Die übergreifenden Themen 
werden im vierten Teil dargestellt. Dazu gehören: 
 – Bildungs-, Berufs- und Lebensorientierung; 
 – Entrepreneurship Education; 
 – Gesundheitsförderung; 
 – Informatische Bildung; 
 – Interkulturelle Bildung; 
 – Medienbildung; 
 – Politische Bildung; 
 – Reflexive Geschlechterpädagogik und Gleichstellung; 
 – Sexualpädagogik; 
 – Sprachliche Bildung und Lesen; 
 – Umweltbildung für nachhaltige Entwicklung; 
 – Verkehrs- und Mobilitätsbildung; 
 – Wirtschafts-, Finanz- und Verbraucher/innenbildung. 

Der Unterricht in der allgemeinbildenden höheren Schule verbindet diese drei Dimensionen 
miteinander. Im Schulalltag erfordert dies eine wirksame Zusammenarbeit der Lehrerinnen und Lehrer im 
Team, aber auch eine abgestimmte Planung über die Schulstufen hinweg. 

2. Kennzeichen kompetenzorientierten Unterrichts 

Kompetenzorientierung verlangt ein besonderes Verständnis von Unterricht.. Lernen wird als aktiver, 
selbstgesteuerter, reflexiver, situativer und konstruktiver Prozess verstanden, bei dem die Motivation und 
Willenskraft und die Bereitschaft der Schülerinnen und Schüler, sich Ziele zu setzen und diese zu erreichen, 
sowie Zielvorgaben zu übernehmen, eine wichtige Rolle spielen. Die Aufgabe der Lehrerinnen und Lehrer ist 
es, einen Rahmen bzw. Lernumgebungen zu gestalten, die die zielorientierte Entwicklung von Kompetenzen 
ermöglichen. Die Evaluierung der Lernfortschritte der Schülerinnen und Schüler innerhalb dieses gesetzten 
Rahmens sowie das Vornehmen adäquater Anpassungen des Rahmens, sofern Lernergebnisse von 
Schülerinnen und Schülern ausbleiben, soll erfolgen. Ziel ist, dass Schülerinnen und Schüler Wissen und 
Fähigkeiten erwerben, die sie in unterschiedlichen Situationen anwenden und umsetzen können. 

Kompetenzorientierter Unterricht ist dadurch gekennzeichnet, dass 
 – klar und deutlich erkennbar ist und kommuniziert wird, was gelernt werden soll; 
 – Aufgabenstellungen im Lernprozess eingesetzt werden, die den Erfahrungen und der Lebenswelt 

der Schülerinnen und Schüler entsprechen; 
 – die aktive Auseinandersetzung der Schülerinnen und Schüler mit dem jeweiligen Thema 

angestrebt wird (kognitive Aktivierung); 
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 – handlungs- und anwendungsorientiert gelehrt wird, indem erworbenes Wissen zur Lösung von 
Problemen und zur Bewältigung von Anforderungssituationen genutzt wird; 

 – die Lernangebote zu grundlegenden Einsichten bei den Schülerinnen und Schülern führen, was 
eine entsprechende Diagnose der Lernausgangslagen voraussetzt; 

 – sich der Wissenszuwachs systematisch aufbaut, mit anderen Wissensgebieten und altersgerecht 
dargestellten wissenschaftlichen Erkenntnissen vernetzt und dadurch nachhaltig und 
anschlussfähig wird (kumulatives Lernen); 

 – überfachliche Kompetenzen wie zB Methoden- und Sozialkompetenz implizit entwickelt werden; 
 – es eine Kultur der Selbstreflexion gibt, die den Schülerinnen und Schülern ihre erworbenen 

Kompetenzen bewusstmacht und ihre Lernmotivation weiter fördert; 
 – Schülerinnen und Schüler Lernerfahrungen machen, die über den Unterricht hinausreichen und 

für sie sinnstiftend sind; 
 – Schülerinnen und Schüler zu kritischem Denken angeregt werden. 

3. Spezifika der Oberstufe 

Für die Oberstufe gilt dieser Teil insofern, als auch im Unterricht der Oberstufe seit Jahren 
Kompetenzorientierung als pädagogisches Ziel vorgegeben ist. Dies erfolgte zum einen im Zuge der 
Umstellung der Lehrpläne der Oberstufe auf die Semestrierung ab der 10. Schulstufe. Die Lehrpläne der 
einzelnen Unterrichtsgegenstände greifen den Kompetenzbegriff auf, enthalten teilweise 
Kompetenzmodelle und stellen den Lehrstoff ab der 10. Schulstufe in Kompetenzmodulen dar. Explizite 
fachliche Kompetenzbeschreibungen als erwartete Lernergebnisse wie in den Lehrplänen der Unterstufe 
sind in jenen der Oberstufe nicht ausformuliert. 

Zum anderen wird die pädagogische Ausrichtung des Unterrichts an der Oberstufe durch die Vorgaben 
der standardisierten, kompetenzorientierten Reifeprüfung geprägt, da auf deren Erfordernisse im Verlauf 
der gesamten Oberstufe vorbereitet werden muss. 
  



   

8/50 

DRITTER TEIL 

ALLGEMEINE DIDAKTISCHE GRUNDSÄTZE 

Ein gelungener, kompetenzorientierter Unterricht berücksichtigt folgende acht Grundsätze: 

Grundsatz 1: Lehrerinnen und Lehrer nehmen Schülerinnen und Schüler individuell wahr und 
ermöglichen individuelle Lernprozesse. 

Schülerinnen und Schüler bringen unterschiedliches Vorwissen, verschiedene sprachliche 
Vorkenntnisse, vielfältige und unterschiedliche Vorerfahrungen, Interessen und Lernpräferenzen mit. An 
diese Unterschiede muss im Unterricht angeschlossen werden, um sie für die Stärkung der individuellen 
Lernmotivation und Leistungsfähigkeit nutzbar zu machen. Lehrerinnen und Lehrer verstehen es als ihre 
Aufgabe, Schülerinnen und Schüler individuell wahrzunehmen und zu fördern und vermeiden stereotype 
Zu- und Festschreibungen. Lehrerinnen und Lehrer kennen und nutzen geeignete pädagogische 
Diagnoseinstrumente, um die Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und Schüler zu erkennen und deren 
Lernprozesse entsprechend begleiten zu können. Sie fördern individuelle Lernprozesse durch 
unterschiedliche und abwechslungsreiche Lernsettings und verwenden dazu passende Lernmaterialien. Sie 
geben individuelle, lernförderliche Rückmeldungen und ermöglichen den Schülerinnen und Schülern, ihren 
Kompetenzzuwachs bewusst wahrzunehmen. 

Schülerinnen und Schüler, die kognitiv sehr leistungsstark sind, werden im Rahmen der Begabungs- 
und Begabtenförderung durch individuelle Angebote unterstützt. Dabei achten Lehrkräfte besonders 
darauf, dass diese Förderung geschlechtersensibel und unabhängig von der Erstsprache oder dem 
Bildungshintergrund der Eltern erfolgt. 

Grundsatz 2: Lehrerinnen und Lehrer bieten einen digital unterstützten Unterricht und nutzen 
innovative Lern- und Lehrformate. 

Medien und digitale Geräte bestimmen die Lebenswelt von Kindern und Jugendlichen. Sie nutzen diese 
intensiv zur Kommunikation und um sich selbst auszudrücken. Der Einsatz von Medien und die Verwendung 
von digitalen Geräten im Unterricht knüpfen somit einerseits an die Lebenswelt der Schülerinnen und 
Schüler an und eröffnen andererseits neue didaktische und methodische Möglichkeiten. Sie erweitern die 
Methodenvielfalt, unterstützen verschiedene Lerntypen sowie die Förderung von Schülerinnen und 
Schülern mit unterschiedlichen Begabungen und Lerngeschwindigkeiten. Die Unterstützung von Menschen 
mit Behinderung wird ebenso erleichtert wie die kreative Auseinandersetzung mit Themen und Inhalten. 
Kommunikation, Zusammenarbeit und der Zugriff auf aktuelle Informationen und vielfältige Lernmaterialien 
können zeit- und ortsunabhängig erfolgen. Dadurch eröffnen sich neue Lernwege für die Schülerinnen und 
Schüler. Zeitgemäßes Lehren und Lernen erfordert folglich auch digital unterstützten Unterricht. 
Lehrerinnen und Lehrer nutzen Lernmanagementsysteme und Lernplattformen für innovative Lehr- und 
Lernformate. Der Einsatz digitaler Medien ist eine wichtige Ergänzung zu den bisher verwendeten 
Unterrichtsmitteln, soll diese aber nicht vollständig ersetzen. 

Grundsatz 3: Alle an der Unterrichtsorganisation beteiligten Personen kooperieren und 
ermöglichen einen inklusiven Unterricht an der Schule. 

Schule hat die Aufgabe, die Heterogenität von Schülerinnen und Schülern als Chance für das 
gemeinsame Lernen sowie für die Entwicklung von sozialer Kompetenz, Konfliktfähigkeit und 
Ambiguitätstoleranz wahrzunehmen. Inklusive Schule hat den gemeinsamen Unterricht aller Schülerinnen 
und Schüler durch die Zusammenarbeit aller am Unterricht beteiligten Personen zum Ziel. Dies erfordert die 
gemeinsame Gestaltung einer inklusiven Lernumgebung. 

Dabei schaffen Lehrerinnen und Lehrer individuelle und diskriminierungsfreie Lern-, Entfaltungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche mit unterschiedlichen Lernvoraussetzungen und 
unabhängig von sozioökonomischer Herkunft bzw. Erstsprache. Sie unterstützen Inklusion und pflegen 
einen konstruktiven Umgang mit Diversität. Sie verstehen es, Fähigkeiten der Lernenden als Ressource und 
Potenzial zu nutzen und unterstützen Schülerinnen und Schüler mit spezifischem Förderbedarf dabei, die 
Unterrichtsziele des Regelschullehrplans entsprechend ihrer individuellen Lernvoraussetzungen zu 
erreichen. 
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Grundsatz 4: Lehrerinnen und Lehrer planen den Unterricht sorgfältig und sorgen für eine 
kompetenzfördernde Lernumgebung. 

Aufgabe der Lehrerinnen und Lehrer ist es, eine Lernumgebung zu schaffen, die von Wertschätzung, 
Respekt und gegenseitiger Unterstützung geprägt ist. Der Unterricht wird unter Berücksichtigung 
heterogener Lernvoraussetzungen mit individualisierten Zugängen so gestaltet, dass die einzelnen 
Schülerinnen und Schüler die im Lehrplan vorgegebenen Ziele erreichen können. Dabei spielen 
Sozialformen eine wichtige Rolle, die ein Thema oder einen Anwendungsbereich aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln beleuchten. Die Unterrichtsplanung beginnt mit einer Jahresplanung, die bei Bedarf adaptiert 
wird. Im Laufe des Schuljahres wird diese durch mittel- und kurzfristige Planungen adaptiert und ergänzt. In 
die Planung mit einzubeziehen sind kompetenzfördernde Aufgaben, welche im Sinne der 
Ergebnisorientierung auf eigenständiges, entdeckendes und forschendes Lernen abzielen. Dabei werden 
Fehler bei der Bewältigung von Lernaufgaben sowie im Lernprozess zugelassen, um die Abweichung zur 
korrekten Aufgabenbewältigung als Lernmoment zu nutzen. Derartige Lernaufgaben knüpfen an das im 
Unterricht erworbene Vorwissen der Schülerinnen und Schüler zur Bearbeitung neuer Herausforderungen 
an und bauen das zu erwerbende Wissen kumulativ (vernetzt) auf. Sie sind herausfordernd genug, um das 
Wissen und Können der Schülerinnen und Schüler zu aktivieren und führen zu variierenden 
Unterrichtssituationen des Erprobens, Erkundens, Entdeckens, Erfindens, Sammelns, Systematisierens, 
Sicherns und Bewertens. Damit fordern und fördern Lehrerinnen und Lehrer inhalts- und prozessbezogene 
sowie fächerübergreifende und überfachliche Kompetenzen. 

Grundsatz 5: Lehrerinnen und Lehrer begleiten die Lernprozesse der Schülerinnen und Schüler. 

Um eigenverantwortliches Lernen zu fördern, sollen Lernanleitungen, Aufgabenstellungen, 
Instruktionen und begleitende Unterstützung so angepasst werden, dass die unterschiedlichen 
Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und Schüler berücksichtigt werden. Dadurch können sie das 
Unterrichtsangebot effektiv nutzen, Aufgaben bewältigen und ihre Arbeitsprozesse erfolgreich und ohne 
Überforderung beenden. Im kompetenz- und handlungsorientierten Unterricht helfen Lehrerinnen und 
Lehrer den Schülerinnen und Schülern, ihre Arbeit möglichst selbstständig zu organisieren. Sie sollen 
Selbstlern- und Gruppenprozesse anbahnen und moderieren und individuelles Lernen beobachten und 
dokumentieren. Weiters liegt der Fokus darauf, Aufgaben nach Lernvoraussetzungen und Neigungen zu 
differenzieren, die Schülerinnen und Schüler bei Fragen und Problemen zu unterstützen sowie 
(in)formatives (lernbegleitendes) Feedback zu Lernprozessen und Ergebnissen zu geben. Schülerinnen und 
Schüler sollen die an sie gestellten Anforderungen verstehen, diese annehmen und sich selbst einschätzen 
lernen, die für sich passenden Zugänge und Methoden zum Erwerb der geforderten Fach-, Selbst- und 
Sozialkompetenz wählen können und so auch Motivation für ihre Arbeit finden. Der bewusste Umgang mit 
Lernstrategien ist eine unabdingbare Voraussetzung für selbsttätiges Erarbeiten von Kenntnissen und 
Fertigkeiten, dient aber auch dem Zweck, eine Basis für den lebensbegleitenden selbstständigen 
Bildungserwerb zu legen. 

Grundsatz 6: Alle am Schulleben Beteiligten pflegen einen respektvollen Umgang miteinander. 

Eine zentrale Aufgabe der Schule ist es, Rahmenbedingungen für den respektvollen und 
wertschätzenden Umgang mit Vielfalt und der Begegnung der Kulturen im Alltagsleben zu schaffen. Vor 
dem Hintergrund einer global vernetzten und heterogenen Gesellschaft sollen Schülerinnen und Schüler ein 
Bewusstsein dafür entwickeln, dass Vielfalt eine Realität ist, die auch eine wertvolle Ressource darstellt. 
Schülerinnen und Schüler sollen unter anderem erfahren, dass das Lernen und Beherrschen mehrerer 
Sprachen von entscheidender Bedeutung für die individuelle Identitätsbildung, die Teilhabe an Gesellschaft 
und Kultur sowie das Miteinander in einer mehrsprachigen Welt ist. Insbesondere sollen die Sprache, Kultur 
und die jeweilige Geschichte der sechs autochthonen Volksgruppen in Österreich gemäß § 1 Abs. 2 
Volksgruppengesetz, BGBl. Nr. 396/1976, im Unterricht aufgegriffen und ein Bewusstsein für die Rechte und 
den Schutz von Minderheiten geschaffen werden. 

Für alle Schülerinnen und Schüler werden im Unterricht Gelegenheiten geboten, sich reflektiert und 
kritisch mit (eigenen) Identitäten und Zugehörigkeiten auseinanderzusetzen. Gleichzeitig sollen die 
grundsätzlichen Werte, Normen und Traditionen einer aufgeklärten, europäischen Gesellschaft vermittelt 
werden. Es gilt, das gemeinsame Fundament heraus zu streichen, insbesondere demokratische Prinzipien, 
Rechtsstaatlichkeit, die Egalität der Geschlechter und die Säkularität des Staates, die Basis für ein 
gedeihliches Zusammenleben in einer pluralistischen und liberalen Gesellschaft sind. 
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Grundsatz 7: Sprachsensibler Fachunterricht findet in allen Unterrichtsgegenständen statt. 

Bildungssprachliche Kompetenzen sind eine wesentliche Voraussetzung für Schulerfolg, für spätere 
Chancen am Arbeitsmarkt sowie für die Teilhabe am politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und 
gesellschaftlichen Leben. Schülerinnen und Schüler müssen sich einer Fachsprache bedienen, Gedanken 
und Überlegungen ausdrücken, Fragen stellen, Gegenstände benennen, darstellen, beschreiben sowie 
Sachverhalte erfassen, begründen, argumentieren und interpretieren können. Für diese Sprachhandlungen 
sind neben fachlichem Wissen bildungssprachliche Kompetenzen notwendig. Diese werden in allen 
Unterrichtsgegenständen und über alle Schulstufen und Schularten hinweg schrittweise, altersadäquat und 
kontinuierlich vermittelt. Sprachsensibler Unterricht dient dem Aufbau von Kompetenzen in der Alltags-, 
Bildungs- und Fachsprache. Schülerinnen und Schüler werden sich der verschiedenen Register einer Sprache 
bewusst und können sie situationsadäquat anwenden. Lehrerinnen und Lehrer unterstützen aktiv das 
Erlernen des fachspezifischen Vokabulars bzw. der Fachsprache der Unterrichtsgegenstände. Der Unterricht 
schafft sprachanregende Situationen und bietet den Schülerinnen und Schülern die Möglichkeit, Sprache in 
einem wertschätzenden Umfeld auszuprobieren und zu trainieren. Lehrerinnen und Lehrer agieren selbst 
als Sprachvorbilder, achten auf ihre Ausdrucksweise und verwenden verschiedene Methoden und 
Aufgabenformate, um einen sprachsensiblen Fachunterricht umzusetzen. 

Grundsatz 8: Lehrerinnen und Lehrer geben im Lernprozess Rückmeldung und sorgen für eine 
transparente und kompetenzorientierte Leistungsbeurteilung. 

Klar kommunizierte Leistungserwartungen und Rückmeldungen zum Lernprozess sind wichtige 
Voraussetzungen für eine förderliche Lernkultur. Die Lehrerinnen und Lehrer informieren die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten zu Beginn jedes Unterrichtsjahres in geeigneter Form über 
das Gesamtkonzept der Leistungsfeststellung, Rückmeldung und Leistungsbeurteilung. Der Unterschied 
zwischen Leistungsbeobachtung und Leistungsfeststellungen zur Ergebnisrückmeldung im Lernprozess 
sowie der vom Lernprozess abgekoppelten Leistungsbeurteilung wird klar kommuniziert und so für die 
Schülerinnen und Schüler nachvollziehbar und einschätzbar. Während des Unterrichtsjahres erfolgt eine 
systematische, individuelle Lernentwicklungsberatung. Dazu werden Leistungsstand und Lernfortschritt 
kontinuierlich gemeinsam erörtert. Dadurch lernen die Schülerinnen und Schüler, ihre Lernentwicklung 
anhand konkreter Kriterien einzuschätzen. Lehrerinnen und Lehrer erhalten so eine zusätzliche 
Rückmeldung über den Leistungsstand bzw. eine Einschätzung des Kompetenzzuwachses, der für die 
weitere Unterrichtsplanung genutzt werden kann. Lehrpersonen können bereits während des Schuljahres 
regelmäßig Rückmeldung zum Lernprozess auch mit Hilfe von Ergebnissen der individuellen 
Kompetenzmessung PLUS (iKMPLUS) gemäß der Verordnung der Bildungsstandards im Schulwesen, BGBl. II 
Nr. 1/2009, dem Einsatz von Kompetenzrastern oder anderen Instrumenten der pädagogischen Diagnostik 
geben. Davon unabhängig bilden Leistungen im Beurteilungszeitraum entsprechend der gültigen 
Leistungsbeurteilungsverordnung, BGBl. Nr. 371/1974, den Grundstein für eine transparente und 
kompetenzorientierte Leistungsbeurteilung. 
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VIERTER TEIL 

ÜBERGREIFENDE THEMEN 

Mit der Verankerung der übergreifenden Themen in den Fachlehrplänen werden die 
fächerübergreifende Kompetenzentwicklung sowie das vernetzte Lernen der Schülerinnen und Schüler über 
die fachspezifischen Grenzen hinaus unterstützt und mit gesellschaftlich relevanten aktuellen Themen 
verbunden. Die Auswahl der nachfolgend dargestellten dreizehn übergreifenden Themen erfolgte aufgrund 
ihrer Aktualität und der zu erwartenden Bedeutsamkeit für die künftige Lebenswelt von Schülerinnen und 
Schülern. Kompetenzen in gesellschaftlich relevanten Themen können wirksam entwickelt werden, wenn 
im Unterricht ein fächerverbindendes und fachliche Grenzen überschreitendes Vorgehen forciert wird. Erst 
dadurch können Zusammenhänge und Wechselwirkungen gesellschaftlicher Phänomene für die 
Schülerinnen und Schüler begreifbar werden. 

Bildung für eine nachhaltige Entwicklung muss als allgemeines Anliegen und Leitidee an der ganzen 
Schule gesehen werden. Für das als Standard geforderte integrative Denken der ökologischen, 
ökonomischen und sozialen Dimension sind sowohl fachspezifische als auch cross-curriculare Bezüge von 
großer Bedeutung. Bildung für nachhaltige Entwicklung, Politische Bildung mit ihren globalen Perspektiven, 
Global Citizenship Education, Friedenserziehung und Menschenrechtsbildung sowie weitere ausgeführte 
übergreifende Themen sind Bildungskonzepte, die einander ergänzend und unterstützend nachhaltige 
Entwicklung in all ihren Dimensionen pädagogisch aufbereiten. Im Lernprozess sollen Wissen, Kompetenzen 
und Fähigkeiten, Werte und Einstellungen erarbeitet werden, die junge Menschen befähigen, bei der 
Bewältigung der gesellschaftlichen, ökonomischen und ökologischen Herausforderungen auf lokaler bis hin 
zur globalen Ebene eine aktive Rolle einzunehmen. 

Folgende übergreifende Themen unterstützen maßgeblich und gleichermaßen den Erwerb 
wesentlicher Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler und stellen sicher, dass diese in der heutigen und 
zukünftigen Lebens- und Arbeitswelt bestehen können: Bildungs-, Berufs- und Lebensorientierung, 
Entrepreneurship Education, Gesundheitsförderung, Informatische Bildung, Interkulturelle Bildung, 
Medienbildung, Politische Bildung, Reflexive Geschlechterpädagogik und Gleichstellung, Sexualpädagogik, 
Sprachliche Bildung und Lesen, Umweltbildung für nachhaltige Entwicklung, Verkehrs- und 
Mobilitätsbildung, Wirtschafts-, Finanz- und Verbraucher/innenbildung. 

In den Fachlehrplänen werden an verschiedenen Stellen Bezüge zu den übergreifenden Themen 
hergestellt. Die didaktischen Grundsätze der jeweiligen Fachlehrpläne listen jene übergreifenden Themen 
auf, die sich besonders eignen, im Unterricht aufgegriffen zu werden und sich vor allem in den 
Kompetenzbeschreibungen oder Anwendungsbereichen wiederfinden. Die Gestaltung der Fachlehrpläne 
bietet zudem die Möglichkeit, jedes der übergreifenden Themen schulautonom in der Umsetzung der 
jeweiligen Kompetenzbeschreibungen und Anwendungsbereiche an geeigneter Stelle im Unterricht 
aufzugreifen. Alle Bezüge zu übergreifenden Themen in den Fachlehrplänen werden durch Hochzahlen (1 
bis 13) hervorgehoben, die auf das jeweilige übergreifende Thema hinweisen. Von einem Verweis in 
Fachlehrplänen wurde dort abgesehen, wo sich das Fachgebiet mit dem Kompetenzerwerb im selben 
Thema beschäftigt. So erfolgt zB im Fachlehrplan „Deutsch“ kein Verweis auf das übergreifende Thema 
„Sprachliche Bildung und Lesen“. 
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Pflichtgegenstände              
Religion1              
Sprachen              
Deutsch x x x x x x x x x  x  x 
Deutsch als Zweitsprache 
für ordentliche Schülerinnen 
und Schüler 

   x x         

Deutsch als Zweitsprache 
für außerordentliche 
Schülerinnen und Schüler im 
Deutschförderkurs 

    x     x    

Lebende Fremdsprache x x    x x   x  x x 
Zweite lebende 
Fremdsprache x x    x x   x  x x 

Latein x   x x x x x  x    
Mathematik und 
Naturwissenschaften              

Mathematik  x  x x x x x  x x x x 
Geometrisches Zeichnen    x  x    x    
Digitale Grundbildung x x x    x x  x x x x 
Chemie (2-stündig bzw. 4-
stündig) x x x x  x  x  x x x x 

Physik x x  x    x  x x x x 
Biologie und Umweltbildung   x x  x  x x x x   
Wirtschaft und Gesellschaft              
Geschichte und Politische 
Bildung x x    x x x x  x  x 

Geographie und 
wirtschaftliche Bildung x x  x x x x x  x x x x 

Musik, Kunst und 
Kreativität              

Musik x x   x x x  x x x  x 
Kunst und Gestaltung x x x x x x x x x x  x x 
Technik und Design x x  x  x  x  x x x x 
Gesundheit und Bewegung              
Bewegung und Sport x x   x  x x  x x x  
              
Verbindliche Übungen              
Bildungs- und 
Berufsorientierung  x  x  x x x  x x  x 

Erstsprachenunterricht     x         
 

1 Keine Angaben bezüglich der Übergreifenden Themen, da die Lehrpläne der Kirchen und Religionsgesellschaften 
inhaltlich voneinander abweichen. 



   

13/50 

Die Vorbereitung und Durchführung von Unterricht zu den übergreifenden Themen erfordert eine 
zielgerichtete Abstimmung der Lehrerinnen und Lehrer einer Klasse, einer Schule und (im Idealfall) eine 
vorausschauende Planung in Bezug auf sinnvolle Schwerpunktsetzungen in den vier Schulstufen. Die 
nachfolgende, alphabetisch geordnete Darstellung der übergreifenden Themen folgt einer einheitlichen 
Struktur: Zunächst wird die gesellschaftliche Bedeutung des übergreifenden Themas erläutert. 
Anschließend werden die Kompetenzziele genannt, die bis zum Ende der Sekundarstufe I von den 
Schülerinnen und Schülern erreicht werden sollen. Im dritten Schritt werden jene 
Unterrichtsgegenstände angeführt, in deren Fachlehrplänen auf die jeweiligen übergreifenden Themen 
verwiesen wird. 

In der Oberstufe gelten die Ausführungen zu den übergreifenden Themen als Orientierung für den 
fächerübergreifenden bzw. fachliche Grenzen überschreitenden Unterricht. In den Fachlehrplänen der 
Oberstufe werden keine verbindlichen oder optionalen Bezüge zu den übergreifenden Themen 
hergestellt. Die folgenden allgemeinen Ausführungen (Bedeutung des jeweiligen übergreifenden 
Themas) haben für den Unterricht in der Oberstufe insofern Relevanz, als sie den bisher schon 
geltenden „Unterrichtsprinzipien“ nachfolgen und in enger inhaltlicher Abstimmung mit den 
Ausführungen der Grundsatzerlässe stehen, die sowohl für Unter- als auch Oberstufe gelten. Die 
nachfolgend angeführten Kompetenzziele in den einzelnen übergreifenden Themen gelten explizit nur 
für die Unterstufe. 

1. Bildungs-, Berufs- und Lebensorientierung 

1.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Die Schule unterstützt Schülerinnen und Schüler dabei, ihren individuellen Bildungs- und in 
weiterer Folge Berufsweg unter Berücksichtigung ihrer Stärken und mit der nötigen Eigenverantwortung 
zu beschreiten und bestärkt sie in ihrem gewählten Weg. Ziel ist es, dass Schülerinnen und Schüler ihre 
Interessen, Begabungen und Talente erkennen sowie wichtige Lebenskompetenzen (wie Entscheidungs- 
und Reflexionsfähigkeit) erwerben. Dieses Kompetenzlernen soll über die gesamte Schullaufbahn 
hinweg und speziell vor schulischen Übergängen oder Abschlüssen erfolgen. 

Eine der zentralen Herausforderungen ist, Schülerinnen und Schüler dabei zu unterstützen, aus den 
zahlreichen zur Verfügung stehenden Möglichkeiten diejenigen auszuwählen, die ihnen aufgrund ihrer 
Leistungsfähigkeit, ihrer Persönlichkeit und ihrer Lebenssituation die bestmöglichen Chancen bieten und 
diese möglichst auch praktisch ausprobieren zu können. Lehrerinnen und Lehrer tragen als wichtige 
Bezugspersonen in hohem Maße dazu bei, dass sich Schülerinnen und Schüler zu eigenverantwortlichen 
Menschen entwickeln können – unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Sprache, Religionszugehörigkeit 
oder etwaiger Behinderung. Dabei sind Bezüge zu Themen wie zB Arbeitsabläufe, Tätigkeitsbereiche, 
Arbeitsbedingungen, untypische sowie nicht traditionelle Frauen- und Männerberufe, die Wichtigkeit 
von überfachlichen Kompetenzen (Selbst- und Sozialkompetenz; Stärken, Interessen und Talente; 
Erwartungen und Ziele im Hinblick auf das Leben), ehrenamtliches Engagement, aber auch der 
Zusammenhang von Bildung und Beruf, Lieblingsbeschäftigungen und „Traumberufe“, die sinnstiftende 
Funktion von Arbeit, Work-Life-Balance, Arbeitsteilung in der Familie, bezahlte und unbezahlte Arbeit 
und die Notwendigkeit vielfältige (außer)schulische Erfahrungen zu sammeln, herzustellen. 

1.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – bei sich selbst Stärken und Interessen erkennen, die für eine selbstgesteuerte, reflektierte 

Berufslaufbahn- und Lebensgestaltung wichtig sind und diesbezüglich Feedback einholen; 
 – in Ansätzen Stärken und Interessen bei anderen erkennen und diesbezüglich anderen Feedback 

geben; 
 – gesellschaftliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen und Trends der Ausbildungs- und 

Berufswelt in Bezug auf die Bedeutung für sich selbst reflektieren; 
 – Unterstützung in Fragen der Bildungs- und Berufslaufbahn einholen und wichtige Informationen 

bei Entscheidungsprozessen einbeziehen; 
 – reflektierte Bildungs- und Berufsentscheidungen treffen und deren Auswirkungen auf die eigene 

Lebensgestaltung einschätzen. 
Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 

Chemie, Deutsch, Digitale Grundbildung, Geographie und wirtschaftliche Bildung, Geschichte und 
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Politische Bildung, Kunst und Gestaltung, Latein, Lebende Fremdsprache, Musik, Physik, Technik und 
Design 

2. Entrepreneurship Education 

2.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Entrepreneurship ist im Europäischen Referenzrahmen für das lebenslange Lernen als 
Schlüsselkompetenz definiert (Brüssel KOM(05)548). Entrepreneurship Education umfasst – nach der 
ganzheitlichen Definition des TRIO-Modells (Aff/Lindner 2005) – drei Bereiche: Entwicklung innovativer 
Ideen und deren strukturierte Umsetzung, Persönlichkeitsentwicklung und die Befähigung dazu, 
eigeninitiativ zu sein, an sich zu glauben, empathisch und teamfähig zu agieren sowie sich selbst und 
anderen Mut zu machen, Verantwortung für sich, andere und die Umwelt zu übernehmen. 

Mit der Befähigung in den genannten drei Bereichen sollen Schülerinnen und Schüler spielerisch 
lernen, (unternehmerische und gesellschaftliche) Ideen zu entwickeln und umzusetzen (mit Design 
Thinking, Lernen mit kleinen und größeren Herausforderungen, Perma.teach, Projekte wie eine 
Marktwoche oder eine Changemaker-Woche), Werte zu schaffen, die Wertschöpfungskette zu 
analysieren, sich als Teil von Wirtschaft und Gesellschaft zu begreifen und ihre Rolle im 
Wirtschaftskreislauf – als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Unternehmerinnen und Unternehmer, 
Verbraucherinnen und Verbraucher, aktive Staatsbürgerinnen und Staatsbürger ─ zu erkennen. Sie 
erkennen und entwickeln dabei persönliche Stärken, Engagement, Selbstmotivation, empathische 
Kommunikation, Teamfähigkeit und bewussten Umgang mit Risiken. 

2.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – Ideen mit einem positiven Wert für Dritte und Gesellschaft entwickeln und umsetzen; 
 – Risiken erkennen und lernen damit vorausschauend umzugehen; 
 – Verantwortung für Projekte übernehmen und diese im Team arbeitsteilig nach vereinbarten 

Regeln zu Ende führen, auch wenn Probleme auftauchen; 
 – aus Fehlern in der Verfolgung von Projekt- und Lernzielen die richtigen Schlüsse ziehen, um ihre 

Ziele zuversichtlich und konsequent weiterzuverfolgen; 
 – Ursachen einer Problemlage in Projekt- und Lernsituationen erkennen sowie kreativ nachhaltige 

Ideen zur Problemlösung entwickeln; 
 – empathisch kommunizieren, wertschätzendes Feedback geben und Argumente für die eigene 

Meinung in eine Debatte einbringen. 
Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 

Bildungs- und Berufsorientierung, Chemie, Deutsch, Digitale Grundbildung, Geographie und 
wirtschaftliche Bildung, Geschichte und Politische Bildung, Kunst und Gestaltung, Lebende 
Fremdsprache, Mathematik, Musik, Physik, Technik und Design 

3. Gesundheitsförderung 

3.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Schulische Gesundheitsförderung zielt auf einen Prozess ab, Schülerinnen und Schülern ein höheres 
Ausmaß an Wissen und Selbstbestimmung über ihre Gesundheit zu ermöglichen 
(Gesundheitskompetenz) und sie damit zur selbstbewussten Stärkung ihrer Gesundheit zu befähigen. 
Gesundheit steht für ein positives Konzept, das in gleicher Weise die physische, psychische und soziale 
Gesundheit umfasst (vgl. Ottawa Charta, WHO 1986). 

Diese Kompetenzen können nur erworben werden, wenn Schule als ein sicherer und 
gesundheitsfördernder Ort wahrgenommen wird, was zB durch ein lernförderliches und angstfreies 
Klassen- und Schulklima, durch ein Stärken des sozialen Miteinanders, durch Maßnahmen zum Schutz 
vor (sexualisierter) Gewalt, Mobbing und Diskriminierung, durch eine rauchfreie und ansprechende 
Schulumgebung (Raumklima, Licht, Lärmschutz, etc.), durch Förderung von Bewegung und Sport, durch 
Veranstaltungen wie zB „ein Tag der psychischen Gesundheit“, Workshops sowie durch das Angebot 
eines gesunden und nachhaltigen Essens in der Schule erreicht werden kann. Diese Maßnahmen 
beeinflussen das individuelle Gesundheitsverhalten und den individuellen Bildungserfolg und haben 
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damit auch einen direkten Einfluss auf die Gesundheit von Schülerinnen und Schülern sowie Lehrerinnen 
und Lehrer. 

3.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – die Zusammenhänge zwischen Gesundheitsverhalten, Ernährung, Wohlbefinden und 

Leistungsfähigkeit beschreiben; 
 – Schutz- und Risikofaktoren für Gesundheit erklären und sich altersgemäß vorbeugend 

verhalten; 
 – Belastungssituationen erkennen und sich für das eigene Wohlbefinden (Mental 

Health/Psychische Gesundheit) aktiv einsetzen; 
 – altersgemäße Maßnahmen zur konstruktiven Bearbeitung von Belastungssituationen und 

Konflikten setzen und in kritischen Situationen sowie bei Diskriminierung Hilfe in Anspruch 
nehmen; 

 – altersgemäße Erste-Hilfe-Maßnahmen anwenden und Gesundheitsversorgungsangebote 
nennen. 

Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Biologie und 
Umweltbildung, Chemie, Deutsch, Digitale Grundbildung, Kunst und Gestaltung 

4. Informatische Bildung 

4.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Die Digitalisierung beeinflusst und verändert das private und berufliche Leben. Geräte der 
Informations- und Kommunikationstechnologie halten Einzug in den Alltag der Gesellschaft und 
verändern das Kommunikationsverhalten und die Wahrnehmung von Realitäten. 

Funktionsweise und Auswirkungen der Informations- und Kommunikationstechnologien beruhen 
auf Prinzipien, Konzepten und Methoden, die zu erklären, zu hinterfragen und deren gesellschaftliche 
Auswirkungen sowohl kritisch als auch im Lichte ihrer Chancen zu reflektieren sind. Im Bewusstsein über 
Folgen und Auswirkungen des Einsatzes bestimmter Technologien sollen Schülerinnen und Schüler eine 
sinnvolle Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien in der Schule und im Alltag 
vornehmen können. 

Die Vermittlung der Informatischen Bildung soll dabei unter Verwendung der Alltagsprache, aber 
auch durch die Verwendung der formalisierten Fachsprache erfolgen. Die kurzen Halbwertszeiten 
technischer Entwicklung bedingen, dass nicht das Bedienen aktueller Hard- und Software Informatische 
Bildung ausmacht, sondern das Verstehen der Prinzipien und der grundsätzlichen Technologien. 
Dadurch können auch künftige technische Entwicklungen besser beurteilt und Vorkenntnisse und 
Fähigkeiten selbstständig weiterentwickelt werden. 

4.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – Daten, Informationen und digitale Inhalte sowohl im passenden Format als auch in einer 

sinnvollen Struktur speichern; 
 – mit einer Tabellenkalkulation einfache Berechnungen altersgemäßer Aufgabenstellungen (wie 

Textgleichungen) durchführen; 
 – Informationen automatisiert verarbeiten, übermitteln, auswerten und darstellen; 
 – eindeutige Handlungsanleitungen (Algorithmen) nachvollziehen, diese ausführen und eigene 

Algorithmen formulieren; 
 – die Auswirkungen der zunehmenden Digitalisierung auf das eigene Leben und die Gesellschaft 

beschreiben und in Bezug auf Chancen und Risiken kritisch bewerten. 
Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bildungs- und 

Berufsorientierung, Biologie und Umweltbildung, Chemie, Deutsch, Geographie und wirtschaftliche 
Bildung, Geometrisches Zeichnen, Kunst und Gestaltung, Latein, Lehrplanzusatz Deutsch als 
Zweitsprache für ordentliche Schülerinnen und Schüler, Mathematik, Physik, Technik und Design 
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5. Interkulturelle Bildung 

5.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Interkulturelle Bildung befähigt Schülerinnen und Schüler mit Vielfalt in einer diversen Gesellschaft 
umzugehen. Sie ermöglicht die Auseinandersetzung mit und die Teilhabe an aktuellen gesellschaftlichen 
und kulturellen Entwicklungen. Die Einhaltung der Menschenrechte, welche in den unterschiedlichen 
Menschenrechtskonventionen (zB Frauenrechts-Konvention, Kinderrechts-Konvention, UN-
Behindertenrechtskonvention) festgeschrieben sind, sowie demokratischer Prinzipien sind dabei 
zentraler Bezugspunkt. 

Interkulturelle Bildung schafft eine Voraussetzung für ein von Zusammenhalt, Toleranz und 
Solidarität getragenes Schulklima und trägt zu einer wertschätzenden und respektvollen 
Lernatmosphäre bei. Darüber hinaus ist sie für die Persönlichkeitsentwicklung essenziell und baut 
interkulturelle Handlungskompetenzen der Schülerinnen und Schüler auf. Interkulturelle Bildung ist den 
Menschenrechten sowie den Prinzipien der Menschenwürde und der Gleichheit aller Menschen 
verpflichtet und fördert das Verständnis von und den Umgang mit Vielfalt, macht Potenziale sicht- und 
nutzbar und leistet einen Beitrag zur Dialogkompetenz innerhalb der Klassen- und Schulgemeinschaft. 
Sie setzt an den Vorerfahrungen und Sichtweisen von Schülerinnen und Schülern an und nützt 
biographische, linguistische und weitere geeignete Ansätze, um die Vielfalt von Kulturen, Biographien 
und Lebensentwürfen zu bearbeiten. 

5.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – vielfältige Lebensentwürfe und Biographien als gesellschaftliche und schulische Normalität 

wahrnehmen und respektvoll damit umgehen; 
 – die eigene Biographie als Grundlage des Erlebens, Denkens und Handelns einbringen; 
 – eine kritische und wertschätzende Grundhaltung einnehmen – als Grundlage für Zivilcourage 

und konstruktive Konfliktkultur ohne kulturelle Zuschreibungen; 
 – Stereotype, (Fremd-)Zuschreibungen und Klischees identifizieren sowie ausgrenzende, 

rassistische, sexistische Aussagen und Handlungsweisen erkennen, hinterfragen und dagegen 
auftreten; 

 – Entwicklungen in der migrationsgeprägten und individualisierten Gesellschaft aus 
unterschiedlichen Blickwinkeln betrachten, sich daraus eine Meinung bilden und eigene 
Standpunkte vertreten. 

Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 
Deutsch, Erstsprachenunterricht, Geographie und wirtschaftliche Bildung, Kunst und Gestaltung, Latein, 
Lehrplanzusatz Deutsch als Zweitsprache für außerordentliche Schülerinnen und Schüler im 
Deutschförderkurs, Lehrplanzusatz Deutsch als Zweitsprache für ordentliche Schülerinnen und Schüler, 
Mathematik, Musik 

6. Medienbildung 

6.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Analoge und digitale Medien dienen der Verbreitung von Informationen, unterstützen 
Kommunikations- und Verständigungsprozesse und erweitern die Ausdrucksmöglichkeiten des 
Menschen. Zugleich werden durch Medien auch Werte, Orientierungen und Weltanschauungen 
vermittelt. Digitale Medien ermöglichen schnelle, orts- und zeitunabhängige Kommunikation. Das bietet 
Chancen zur Entwicklung von Weltoffenheit und zur Weiterentwicklung der Demokratie, birgt aber auch 
die Gefahr der Manipulation. Medienbildung soll dazu beitragen, diese Chancen und Risiken in Relation 
setzen zu können. Medienbildung reflektiert die verschiedenen Interessen, die die Auswahl und den 
Inhalt von Informationen und die Form der Vermittlung bestimmen, und trägt damit wesentlich zur 
Urteilsbildung der Schülerinnen und Schüler bei. 

Medienbildung ermutigt Schülerinnen und Schüler zu einem kritischen und kreativen Umgang mit 
Medientechnologien und zur Gestaltung von eigenen Medieninhalten. Indem die 
Wirkungsmöglichkeiten der einzelnen Medienarten erkannt und genutzt werden, erweitern 
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Schülerinnen und Schüler ihre Selbstwirksamkeit und können verstärkt an der Gesellschaft und ihrer 
Weiterentwicklung teilhaben. 

6.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – eigene Medienbeiträge planen, Kreativität in der Umsetzung und Gestaltung zeigen und sich als 

selbstwirksam erleben; 
 – Medienangebote kritisch und bewusst auswählen sowie entnommene Informationen kreativ 

und interaktiv nutzen, präsentieren und sich darüber austauschen; 
 – Glaubwürdigkeit und Wertvorstellungen von Medien einschätzen sowie Werbung und Fake 

News erkennen; 
 – Medieninhalte kritisch hinterfragen und die damit verbundenen Interessen erkennen; 
 – mithilfe von Medien und aktuellen Technologien weltoffen und zielgerichtet mit Personen 

kooperieren und interagieren. 
Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bildungs- und 

Berufsorientierung, Biologie und Umweltbildung, Chemie, Deutsch, Geographie und wirtschaftliche 
Bildung, Geometrisches Zeichnen, Geschichte und Politische Bildung, Kunst und Gestaltung, Latein, 
Lebende Fremdsprache, Mathematik, Musik, Technik und Design 

7. Politische Bildung 

7.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Politische Bildung trägt maßgeblich zu einer partizipativen und inklusiven Gestaltung der 
Gesellschaft sowie zur Verwirklichung und Weiterentwicklung von Demokratie und Menschenrechten 
bei. Politische Bildung stützt sich insbesondere auf Empfehlungen und Richtlinien der 
Kinderechtskonvention und den Referenzrahmen für Demokratiekompetenz des Europarats, die den 
hohen Stellenwert der Politischen Bildung und das Recht junger Menschen darauf betonen. 

Ein grundlegendes Ziel der Politischen Bildung besteht darin, „die Lernenden nicht nur mit Wissen, 
Verständnis und Kompetenzen auszustatten, sondern sie auch dazu zu befähigen, im Dienste der 
Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit in der Gesellschaft aktiv werden zu 
wollen“ (Europarats-Charta zur Politischen Bildung und Menschenrechtsbildung, 2010). Politische 
Bildung stellt kontroverse Themen in der Gesellschaft auch als kontrovers im Unterricht dar, vermeidet 
jede Form der Indoktrination und hat die politisch selbstbestimmte Bürgerin und den politisch 
selbstbestimmten Bürger als Ziel vor Augen. 

Politische Bildung orientiert sich an den Lebensbezügen, Interessen und Vorerfahrungen der 
Schülerinnen und Schüler, greift aktuelle politische Fragestellungen (zB Klimagerechtigkeit, Nachhaltiges 
Leben und Wirtschaften, Umweltschutz, Migration) auf und setzt sich mit den vielen Facetten politischer 
Kommunikation im Rahmen des Unterrichts (zB Debattierclub, Rollen- und Planspiele, Kinder- und 
Jugendparlament) auseinander. Sie vermittelt ein Verständnis für lokale und globale Zusammenhänge 
und Probleme der Menschheit und legt dar, dass eine faire Verteilung und Nutzung von Ressourcen, 
eine gerechte Friedens- und Sicherheitsordnung und die Einhaltung von Menschenrechten 
Voraussetzungen für ein friedliches Zusammenleben auf dieser Welt sind. 

7.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – verschiedene politische Ideen und Konzepte wie zB Macht, Autorität und Gerechtigkeit sowie 

Prinzipien der österreichischen Verfassung verstehen und bewerten; 
 – wesentliche politische Fragestellungen wie zB Gerechtigkeit, Toleranz, Rechtsstaatlichkeit, 

Gewaltenteilung und demokratische Willensbildung aufgreifen, deren globale Aspekte erkennen 
und ihre Bedeutung verstehen; 

 – Überzeugungen von politisch Andersdenkenden kritisch reflektieren und sich mit kontroversen 
Ansichten auseinandersetzen; 

 – unterschiedliche gesellschaftliche Strukturen, Machtverhältnisse, Interessen und 
Wertvorstellungen beschreiben sowie im Hinblick auf eigene Auffassungen bewerten; 
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 – verantwortlich an Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozessen im eigenen Lebens- und 
Erfahrungsbereich teilnehmen, demokratische Lösungen finden und sich damit selbst als aktiv 
Handelnde in der Gestaltung von Demokratie vertreten und erleben (zB im Klassenverband, in 
der Schülerinnen- und Schüler- oder Jugendvertretung). 

Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 
Bildungs- und Berufsorientierung, Deutsch, Digitale Grundbildung, Geographie und wirtschaftliche 
Bildung, Geschichte und Politische Bildung, Kunst und Gestaltung, Latein, Lebende Fremdsprache, 
Mathematik, Musik 

8. Reflexive Geschlechterpädagogik und Gleichstellung 

8.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Die Gleichstellung der Geschlechter ist als universelles Menschenrecht in mehreren internationalen 
Übereinkommen verankert, sowohl als eigenes Ziel als auch als Querschnittsthema (zB UN-Agenda 
2030/Nachhaltigkeitsziele: Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) 4 
Inklusive Bildung und SDG 5 Geschlechtergleichstellung; Istanbul-Konvention des Europarates zum 
Abbau von geschlechterbezogener Gewalt; UN-Frauenrechtskonvention). Geschlechtergleichstellung 
wurde damit als wichtiger Hebel für die Weiterentwicklung von Gesellschaften in Richtung 
Nachhaltigkeit, Demokratie und Gewaltfreiheit identifiziert. Durch die Verankerung in der 
österreichischen Bundesverfassung ist die Förderung der Gleichstellung auch als staatliche Aufgabe 
definiert. Bildung kommt dabei eine zentrale Rolle zu. 

Im Schulbereich schafft eine reflexive Geschlechterpädagogik unter dem Aspekt der 
Geschlechtergleichstellung geeignete Lernräume, in denen sich alle Jugendlichen unter professioneller 
Begleitung mit Geschlechterthemen unter verschiedenen Blickwinkeln auseinandersetzen können. Dies 
kann sowohl auf Fachebene erfolgen als auch auf persönlicher Ebene (zB Auseinandersetzung mit 
Sexismus und Identitätsfragen). Derartige Lernprozesse erzeugen Wissen und Bewusstsein für 
Bedingungsfaktoren von Geschlechterungleichheiten und deren Veränderbarkeit, wodurch auch die 
Bereitschaft gestärkt werden kann, sich im Alltag für mehr Gleichstellung einzusetzen. Durch die 
Auseinandersetzung mit Rollenklischees können geschlechterstereotype Zuschreibungen erkannt und 
überwunden werden, sowie eigene Lebens- und Berufsperspektiven erweitert werden. 

Eine geschlechterreflexive Methodik und Didaktik soll Jugendliche dabei unterstützen, ihre 
Potentiale und Interessen (zB im MINT-, Kreativ- und CARE-Bereich) unabhängig von 
geschlechterspezifischen Rollenzuschreibungen zu entwickeln bzw. zu entfalten und dadurch reflektierte 
Entscheidungen für die eigene Berufs- und Lebensplanung zu treffen (zB gleichberechtigte Aufteilung 
von bezahlter und unbezahlter Arbeit in der Partnerschaft, gleichberechtigte Elternschaft, Stärkung des 
Interesses von Schülerinnen und Schülern an bislang geschlechtsuntypischen Berufen und Studien). 

8.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – Begriffe wie „Geschlechterstereotypen“, „Diskriminierung“, „Chancengleichheit“ und 

„Sexismus“ anhand von Beispielen auch aus der eigenen Lebens- und Erfahrungswelt erklären 
(zB Fähigkeitszuschreibungen, Verhaltensnormen, Einkommensunterschiede, sexuelle Gewalt, 
Geschlechtervielfalt) sowie eigene Positionen zu diesen Themen entwickeln; 

 – die Begriffe „Frauenbewegung“ und „Gleichstellungspolitik“ mit einfachen Worten erklären und 
einen Zusammenhang herstellen zu bestimmten Errungenschaften in der Gleichstellungspolitik 
(zB Wahlrecht, Zugang zu gleicher Bildung, Gesetze gegen sexuelle Gewalt); 

 – Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten und Interessen entwickeln und diese konsequent 
weiterverfolgen, ohne sich dabei von Geschlechterstereotypen entmutigen zu lassen; 

 – vorurteilsfrei miteinander kommunizieren und in von Sexismus und Diskriminierung geprägten 
Situationen Zivilcourage zeigen; 

 – argumentieren, mit welchen Zielsetzungen in den österreichischen Gesetzen der Grundsatz der 
Gleichberechtigung verankert ist. 

Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 
Bildungs- und Berufsorientierung, Biologie und Umweltbildung, Chemie, Deutsch, Digitale Grundbildung, 
Geographie und wirtschaftliche Bildung, Geschichte und Politische Bildung, Kunst und Gestaltung, 
Latein, Mathematik, Physik, Technik und Design 
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9. Sexualpädagogik 

9.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Eine ganzheitliche Sexualpädagogik orientiert sich inhaltlich an den „Standards zur 
Sexualaufklärung“ der WHO (WHO 2011). Sexualpädagogik umfasst den Erwerb von evidenzbasiertem 
Wissen und von Kompetenzen, die zu einem positiven Zugang zur Sexualität, einer positiven 
Grundhaltung sich selbst gegenüber sowie eigenem Wohlbefinden führen. Der positive Körperbezug ist 
sowohl Voraussetzung für einen wertschätzenden und schützenden Umgang mit dem eigenen Körper, 
als auch für den positiven Kontakt mit anderen Menschen. Sexualinformationen sollen daher nach 
individuellen, sozialen, medizinischen und ethischen Gesichtspunkten bewertet werden. 

Große Bedeutung haben Informationen über Sexualität in digitalen Medien, die kritisch zu 
reflektieren sind, um etwaige Mythen identifizieren zu können. Es ist darauf zu achten, dass das 
Pluralitätsgebot und Indoktrinationsverbot eingehalten werden und die Auseinandersetzung mit 
anderen Haltungen respektvoll geführt wird. Das sind wichtige Voraussetzungen für die Entwicklung 
einer respektvollen Haltung bei Schülerinnen und Schülern. 

9.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – selbstbestimmt und verantwortungsvoll mit dem eigenen Körper umgehen und nutzen ihr 

Wissen über Fruchtbarkeit, Zyklus und die Wirkungsweise von Verhütungsmitteln, um eigene 
Einstellungen und Werthaltungen zu Körper und Sexualität kritisch zu reflektieren; 

 – die Vielfalt von Menschen in Hinblick auf sexuelle Orientierung, Körper inklusive 
Geschlechtsmerkmalen und Geschlechtsidentitäten respektieren und stereotype 
Erwartungshaltungen und Normen kritisch reflektieren; 

 – mit Gefühlen (wie Verliebtheit, Enttäuschung, Wut, Angst und Unsicherheit) umgehen, darüber 
sprechen und Selbstsicherheit in Bezug auf die eigenen Wünsche und Grenzen aufbauen; 

 – diskriminierendes und übergriffiges Verhalten ansprechen und Hilfe in Anspruch nehmen. 
 – ihre sexuellen und reproduktiven Rechte sowie die gesetzlichen Bestimmungen in Österreich 

erklären. 
Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Biologie und 

Umweltbildung, Deutsch, Geschichte und Politische Bildung, Kunst und Gestaltung, Musik 

10. Sprachliche Bildung und Lesen 

10.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Sprachliche Bildung und Lesefertigkeiten nehmen im Bildungsprozess eine Schlüsselfunktion ein, da 
sie wesentliche Voraussetzungen für erfolgreiches fachliches Lernen in allen Unterrichtsgegenständen 
darstellen: Je besser sie entwickelt sind, desto leichter können Schülerinnen und Schüler dem Unterricht 
folgen, aus Texten zielgerichtet Informationen entnehmen, sich eigenständig Wissen aneignen und 
dieses mit anderen teilen. Neben Hören und Schreiben sind damit Sprechen und Lesefertigkeiten zentral 
für die selbstständige Erschließung von Wissens- und Erfahrungswelten. Die angeführten Kompetenzen 
dieses übergreifenden Themas tragen damit besonders zu einer Steigerung der Chancen- und 
Bildungsgerechtigkeit sowie zur individuellen Identitätsbildung bei. 

Eine sprachbewusste Haltung der Lehrerinnen und Lehrer sowie ein Unterricht, der sprachsensible 
Lernangebote setzt, sind Voraussetzungen, um Schülerinnen und Schülern in ihrer Sprach- und 
Leseentwicklung gut begleiten und unterstützen zu können. Ziel der Leseförderung ist, dass alle 
Schülerinnen und Schüler die Kulturtechnik Lesen als Zugang zur Welt der Schrift und zu anderen 
interpretierbaren Zeichensysteme (wie zB Grafiken, Bilder, Symbole, Filme, Hörtexte etc.) einsetzen 
können. 

Durch das Einbeziehen der Erst-, Zweit- und Herkunftssprachen in den Unterricht kann das 
Sprachenrepertoire der Schülerinnen und Schüler erweitert sowie die Sensibilisierung und die 
Bewusstseinsbildung für sprachliche Vielfalt gefördert werden. Eine besondere Bedeutung kommt dabei 
den Minderheitensprachen der in Österreich ansässigen Volksgruppen zu. 
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10.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – Lesestrategien zur Erschließung eines Textes erfolgreich anwenden, Informationen zielgerichtet 

entnehmen und entsprechend der jeweiligen Zielsetzung von Aufgabenstellungen verarbeiten; 
 – ihre Meinung kundtun und miteinander angemessen kommunizieren – auch in Diskussionen; 
 – Sachverhalte, Vorgänge, Phänomene, Prozesse und Argumente unter Anwendung von 

fachspezifischem Wortschatz erklären, begründen und beurteilen; 
 – die eigenen sprachlichen Fertigkeiten in der Unterrichtssprache Deutsch, in der Fremdsprache 

und ggf. in der Erstsprache einschätzen. 
Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 

Bildungs- und Berufsorientierung, Biologie und Umweltbildung, Chemie, Digitale Grundbildung, 
Geographie und wirtschaftliche Bildung, Geometrisches Zeichnen, Kunst und Gestaltung, Latein, 
Lebende Fremdsprache, Lehrplanzusatz Deutsch als Zweitsprache für außerordentliche Schülerinnen 
und Schüler im Deutschförderkurs, Mathematik, Musik, Physik, Technik und Design 

11. Umweltbildung für nachhaltige Entwicklung 

11.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Die Verschwendung natürlicher Ressourcen, der Verlust der Biodiversität und die Folgen des 
Klimawandels gefährden die Lebensgrundlagen der gegenwärtigen und der künftigen Generationen und 
verlangen ein verantwortungsbewusstes Handeln. Umweltbildung will Kompetenzen und Haltungen zur 
demokratischen Gestaltung einer zukunftsfähigen Gesellschaft fördern, in der Ressourcenschonung und 
Verteilungsgerechtigkeit wichtige Anliegen sind. Ziel ist es, Schülerinnen und Schüler zu befähigen, im 
Spannungsfeld von individuellen und gesellschaftlichen sowie ökologischen und ökonomischen 
Interessen verantwortungsvoll urteilen und handeln zu können. 

Der Unterricht soll für die Anliegen und Erfordernisse des Natur-, Tier- und Umweltschutzes und für 
die Gestaltung eines umweltbewussten Alltags sensibilisieren. Geeignete Methoden sind vor allem 
Naturbegegnung, Projektunterricht, forschendes und entdeckendes Lernen und die Durchführung von 
Rollen-, Plan- sowie Simulationsspielen. Neben dem Verständnis für Ökosysteme sind verstärkt 
Fragestellungen einzubeziehen, die sich an den Interessen der Schülerinnen und Schüler und dem 
aktuellen Tages- und Weltgeschehen orientieren. Als Kernthemen werden ua. Artenvielfalt und -schutz; 
Klimawandel und -schutz; Lebensräume und deren Vernetzung und Schutz von Boden, Wasser, Luft, 
Wäldern und Meeren; nachhaltige und sozial gerechte Ressourcen- und Energienutzung; Vermeidung 
von Lebensmittelabfällen, Abfall und Emissionen; Recycling; Ernährung und verantwortungsvoller 
Konsum gesehen. 

11.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – das Zusammenwirken von ökologischen, ökonomischen und sozialen Faktoren bei 

Umweltproblemen verstehen und mögliche Lösungsvorschläge ableiten; 
 – die Bedeutung des Einsatzes ressourcen- und umweltschonender sowie sozial verantwortlicher 

Verfahren, Produkte und Dienstleistungen in Beruf und Wirtschaft erkennen und sich mit 
gegensätzlichen Interessen und deren Auswirkungen auseinandersetzen; 

 – sich als Teil der Natur und Gesellschaft erfahren und Bereitschaft zeigen, an der Erhaltung der 
Biodiversität (Arten, Boden, Landschaft) und an der nachhaltigen Entwicklung der 
Lebensgrundlagen mitzuwirken; 

 – die eigenen Lebensgewohnheiten auf Prinzipien der Nachhaltigkeit überprüfen und daraus 
Konsequenzen für das eigene verantwortliche Handeln ableiten; 

 – Visionen für eine umweltverträgliche und nachhaltige Zukunft entwickeln und Handlungen, die 
einen nachhaltigen Beitrag dazu darstellen, planen und umsetzen. 

Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 
Bildungs- und Berufsorientierung, Biologie und Umweltbildung, Chemie, Deutsch, Digitale Grundbildung, 
Geographie und wirtschaftliche Bildung, Geschichte und Politische Bildung, Mathematik, Musik, Physik, 
Technik und Design 
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12. Verkehrs- und Mobilitätsbildung 

12.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Verkehrs- und Mobilitätsbildung ermöglicht Schülerinnen und Schülern, sich selbstständig und 
nachhaltig im Verkehr fortzubewegen, seinen Auswirkungen auf die Gesundheit und die Umwelt sowie 
mit der Entwicklung einer zukunftsfähigen klimafreundlichen Mobilität auseinanderzusetzen. 
Schülerinnen und Schüler lernen beim Zufußgehen, beim Radfahren oder beim Mitfahren sicher, 
gesund, eigenständig sowie sozial- und umweltverträglich mobil zu sein. Einsichten und Erkenntnisse 
über gesetzliche Vorschriften und Regeln sollen ein gutes soziales Miteinander und die eigene Sicherheit 
bei der Teilnahme am Verkehr gewährleisten. 

Die schulische Verkehrs- und Mobilitätsbildung hat darüber hinaus die Aufgabe, das komplexe, 
vernetzte System Verkehr aus unterschiedlichen Blickwinkeln hinsichtlich des Raum- und 
Ressourcenverbrauchs, des Klimaschutzes, der Verkehrssicherheit, der ökologischen und 
gesellschaftlichen Auswirkungen zu beleuchten und zu hinterfragen und für die Erfordernisse einer 
umweltverträglichen Mobilität zu sensibilisieren. An Verkehrssicherheits- und Mobilitätstagen können 
entsprechende Unterrichtsanlässe hergestellt werden. 

12.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – Verkehrsvorschriften erklären und einhalten; 
 – Kriterien für ein unfallfreies Miteinander im Verkehr beschreiben und bei der Teilnahme am 

Verkehr vorausschauend und verkehrsgerecht, aufmerksam, rücksichts- und verantwortungsvoll 
handeln; 

 – die Risikofaktoren Ablenkung, überhöhte Geschwindigkeit, Alkohol, Drogen, 
gruppendynamische Prozesse und Selbstüberschätzung reflektieren und Konsequenzen für das 
eigene Verhalten ziehen; 

 – Auswirkungen der Mobilität auf die Umwelt beschreiben, das eigene Mobilitätsverhalten 
reflektieren und eine umweltbewusste Werthaltung einnehmen; 

 – Kriterien für ein zukunftsfähiges, nachhaltiges Verkehrssystem benennen und für das eigene 
Umfeld reflektieren. 

Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bewegung und Sport, 
Chemie, Digitale Grundbildung, Geographie und wirtschaftliche Bildung, Kunst und Gestaltung, Lebende 
Fremdsprache, Mathematik, Physik, Technik und Design 

13. Wirtschafts-, Finanz- und Verbraucher/innenbildung 

13.1 Bedeutung des übergreifenden Themas 

Die Produktion von Gütern, die Bereitstellung von Dienstleistungen, der Handel und der Konsum 
sowie deren Auswirkung auf Betriebe, Preisbildung, Märkte (zB Arbeits-, Handels- und Finanzmärkte), 
Marktplätze und Börsen, Inflation, Gewinne und Wertschöpfung sind beispielhafte (globale) 
wirtschaftliche Aspekte, die auch die Lebensrealität der Schülerinnen und Schüler beeinflussen und 
gesellschaftliche sowie ökologische Fragestellungen aufwerfen. Im Rahmen der Wirtschafts-, Finanz- 
und Verbraucher/innenbildung sollen junge Menschen befähigt werden, an wirtschaftlichen Prozessen 
kompetent, verantwortungsbewusst und mündig mitzuwirken, sich zu orientieren und sich eine 
begründete Meinung zu bilden. 

Die erworbenen Kompetenzen sollen Schülerinnen und Schüler dabei unterstützen, in den 
Handlungsbereichen privater Haushalt (zB bezahlte und unbezahlte Arbeit, Einkommen, Konsum, Geld, 
Sparen, Veranlagung, Verbraucherrechte und -pflichten, Werbung), Arbeitswelt und 
Interessensvertretungen (zB Arbeitnehmer/in, Unternehmer/in) sowie Gesellschaft (zB Staat und 
Gemeinwesen, Steuern und Ausgaben der öffentlichen Hand, Selbstbestimmung und Mitbestimmung, 
Wohlstand und nachhaltige Entwicklung) eigenbestimmt und altersadäquat agieren zu können. 
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13.2 Kompetenzziele am Ende der Sekundarstufe I 

Die Schülerinnen und Schüler können 
 – verantwortungsvoll mit Geld umgehen (zB beim Sparen und Veranlagen, beim Konsum, 

Übersicht über Einnahmen/Ausgaben bewahren, Risiko von Verschuldung abwägen), 
Bankmodalitäten recherchieren, vergleichen und bewerten, die Funktion von Geld einschätzen; 

 – sich über Geschäftsfähigkeit und das Wesen von Verträgen informieren; 
 – ökonomische Phänomene und Zusammenhänge (Einkommens- bzw. Vermögensunterschiede, 

Wohlstand, Verteilungsgerechtigkeit, alternative Konsumformen, Sozialversicherung) 
beschreiben und analysieren; 

 – ihre Rechte und Pflichten als Verbraucherinnen und Verbraucher in konkreten 
Lebenssituationen beschreiben und nutzen, zur Funktion von Werbung sowie zum Datenschutz 
recherchieren und sich im Bedarfsfall an die zuständige Verbraucherschutzinstitution wenden; 

 – die Aufgabe von Wirtschaft und Staat sowie den Sinn für die Einzelne, den Einzelnen und die 
Gesellschaft in Zusammenhang mit dem Wirtschaftskreislauf beschreiben sowie ihren Lebensstil 
und ihr ökologisches, politisches, soziales, wirtschaftliches Handeln anhand von nachhaltigen, 
umweltfreundlichen und sozial verträglichen Kriterien reflektieren und ausrichten; 

 – das Wesen von selbstständiger und unselbstständiger Erwerbstätigkeit sowie bezahlter und 
unbezahlter Arbeit beschreiben und voneinander unterscheiden sowie gesellschaftliche und 
ökonomische Aufgaben von Unternehmen anhand von Beispielen illustrieren. 

Fachlehrpläne zum Erwerb von Kompetenzen des übergreifenden Themas: Bildungs- und 
Berufsorientierung, Chemie, Deutsch, Digitale Grundbildung, Geographie und wirtschaftliche Bildung, 
Geschichte und Politische Bildung, Kunst und Gestaltung, Lebende Fremdsprache, Mathematik, Musik, 
Physik, Technik und Design 
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FÜNFTER TEIL 

ORGANISATORISCHER RAHMEN 

1. Umsetzung des Lehrplans am Schulstandort 

Es ist die Aufgabe der Schul(cluster)leiterin bzw. des Schul(cluster)leiters und der Lehrerinnen und 
Lehrer, die Vorgaben und Zielsetzungen des Lehrplans für die eigene Schule bzw. den Schulcluster zu 
konkretisieren, um die Schul- und Unterrichtsentwicklung gezielt voranzutreiben. Die Vorgaben des 
Lehrplans werden dabei als verbindliche Bezugspunkte für die konkrete Unterrichtsgestaltung 
verstanden. Somit erhalten Lehrerinnen und Lehrer am Schulstandort auch Orientierung, welches 
Gewicht welche Ziele in der alltäglichen Unterrichtspraxis (von der Vorbereitung über die 
Unterrichtsgestaltung bis hin zur Leistungsbeurteilung) haben sollen. 

Die Entwicklung und Priorisierung von konkreten Zielvorgaben und Maßnahmen für den jeweiligen 
Schulstandort bzw. den Schulcluster erfolgt unter Berücksichtigung der spezifischen Ausgangslage am 
Schulstandort, des schulischen Umfelds (einschließlich des Kulturguts der autochthonen Volksgruppen in 
Österreich), der individuellen Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und Schüler sowie des schulischen 
Profils und des Schulentwicklungsplans. 

Ziele und Vorgaben des Lehrplans werden damit in Form von überprüfbaren und transparenten 
Qualitätsanforderungen an die Unterrichtsarbeit sowie an die Entwicklungs- und Abstimmungsleistung 
der gesamten Schule (inkl. fächerübergreifender Lernsettings) auf den eigenen Schulstandort bzw. 
Schulcluster übertragen. Die entwickelten Qualitätsanforderungen stellen auch die Grundlage für die 
(Selbst-) Evaluation der Erreichung dieser Anforderungen dar. 

Ein wesentlicher Anspruch dieses Lehrplans ist, dass Lehrerinnen und Lehrer die 
fächerübergreifende Kompetenzentwicklung sowie das vernetzte Lernen der Schülerinnen und Schüler 
über die fachspezifischen Grenzen hinaus unterstützen. Um dazu am Schulstandort die bestmöglichen 
Voraussetzungen zu schaffen, sind bei der Erschließung, Interpretation und konkreten Realisierung des 
Lehrplans, neben den in anderen gesetzlichen Grundlagen festgelegten Rahmenbedingungen, auch 
standortspezifische Faktoren mitzudenken. Dazu gehören etwa die regionalen Gegebenheiten und 
Bedürfnisse, die Fähigkeiten und Stärken von Lehrerinnen und Lehrern, die Lernvoraussetzungen der 
Schülerinnen und Schüler oder besondere Formen der Schulausstattung. Ebenso ist die Entscheidung 
über die Wahl einer Stundentafel (subsidiär oder autonom) und die Gestaltung schulautonomer 
Freiräume vor dem Hintergrund zu treffen, dass Schülerinnen und Schüler die Zielsetzungen der 
allgemeinbildenden höheren Schule und die darin vorgegebenen Kompetenzziele sowie die spezifischen 
Ziele des Standorts bzw. des Schulclusters bestmöglich erreichen können und alle weiterführenden 
Bildungswege offenbleiben. 

2. Schulische Gestaltungsfreiräume 

Gemäß § 6 Abs. 1b des Schulorganisationsgesetzes haben Lehrpläne Schulen zu ermächtigen, im 
vorgegebenen rechtlichen Rahmen schulautonome Lehrplanbestimmungen zu erlassen. Neben den 
schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen auf Seiten der Schule Gestaltungsmöglichkeiten in 
Bereichen der Unterrichtsorganisation und der Leistungsfeststellung sowie auf Seiten des Einzelnen 
Wahlmöglichkeiten des vorgegebenen Unterrichtsangebotes. 

a. Gestaltungsspielräume der Schule: 

Für die Schule bestehen Gestaltungsmöglichkeiten insbesondere in folgenden Bereichen: 
 1) Festlegung einer schulautonomen Profilbildung für die Schule, die einen oder mehrere 

Schwerpunkte vorsehen kann. Die schulautonome Profilbildung hat der Aufgabe der 
allgemeinbildenden höheren Schulen gemäß § 34 Abs. 1 Schulorganisationsgesetz zu 
entsprechen und einen Bezug zu einem Bildungsangebot aus dem tertiären Bereich 
aufzuweisen. Alle Pflichtgegenstände eines Schwerpunktes müssen im Rahmen der 
schulautonomen Profilbildung der Schule liegen und deren Bildungsinhalte miteinander 
ergänzend, vertiefend oder erweiternd in Beziehung stehen sowie einen Bezug zu einem 
Bildungsangebot aus dem tertiären Bereich aufweisen. Soweit keine schulautonomen 
Lehrplanbestimmungen bestehen, ist die so bezeichnete Stundentafel („subsidiäre 
Stundentafel“) anzuwenden, 
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 2) Führung der Schule 
 2.1) in der Unterstufe ohne oder mit Betreuungsteil (ganztägige Form in getrennter oder 

verschränkter Abfolge), 
 2.2) in der Oberstufe als ganzjährige oder als semestrierte Oberstufe, 
 2.3) mit semestrierter Oberstufe mit Flexibilisierung und Individualisierung der Leistungs- und 

Beurteilungszeiträume im Sinne des § 36a Abs. 1a Schulunterrichtsgesetz, 
 3) Unterrichtsorganisation 

Die Unterrichtsorganisation ist die Umsetzung von rechtlichen Regelungen (zB § 10 des 
Schulunterrichtsgesetzes) an einer Schule durch die Schul(cluster)leitung, allenfalls unter Mitwirkung 
des Schulgemeinschaftsausschusses, aufgrund der schulautonomen Profilbildung, unter 
Berücksichtigung der Aufgaben der allgemeinbildenden höheren Schule (§ 34 Schulorganisationsgesetz), 
der personellen, räumlichen und ausstattungsmäßigen Gegebenheiten der Schule nach den Grundsätzen 
der Wirtschaftlichkeit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit. Entscheidungen können insbesondere für 
folgende Bereiche getroffen werden: 
 3.1) Klassen- und Gruppenbildung einschließlich Eröffnungs- und Teilungszahlen, 
 3.2) Unterrichtszeit sowie pädagogisch zweckmäßige Blockungen, 
 3.3) Stundenplan einschließlich Blockung von Unterrichtseinheiten, 
 4) schulautonome Lehrplanbestimmungen: 
 4.1) Erhöhung der Stundenanzahl der Unterrichtsgegenstände in der Stundentafel zur 

Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen, 
 4.2) Zusammenfassung von Pflichtgegenständen zu einem schulautonomen 

Pflichtgegenstand, 
 4.3) Schaffung schulautonomer 
 – Pflichtgegenstände, 
 – alternativer Pflichtgegenstände, 
 – Wahlpflichtgegenstände ab der 10. Schulstufe (ganzjährig oder semesterweise); 

auch in ganzjährigen Formen kann der Gegenstand nur in einem Semester geführt 
werden, wobei die Summe der Jahreswochenstunden eines Gegenstandes 
gleichzubleiben hat (Kurssystem), 

 – verbindlicher Übungen, 
 – Freigegenstände oder unverbindlicher Übungen. 
Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehende schulautonome Regelungen bleiben 
unberührt. 

Content and Language Integrated Learning (CLIL) 

Im Sinne der Verbesserung der fremdsprachlichen Kompetenz kann „Content and Language Integrated 
Learning – CLIL“ eingesetzt werden. Unter „Content and Language Integrated Learning“ versteht man 
die Verwendung einer Fremdsprache zur integrativen Vermittlung von Lerninhalten und 
Sprachkompetenz außerhalb des Fremdsprachenunterrichts. Dabei muss sichergestellt sein, dass die 
Fachsprache des jeweiligen Unterrichtsgegenstandes auch in der Unterrichtssprache korrekt erworben 
wird. Ausgenommen von dieser Regelung sind Unterrichtssprache und Fremdsprachen. Wird „Content 
and Language Integrated Learning – CLIL“ eingesetzt, so sind Sprache und Ausmaß der Wochenstunden 
festzulegen. 

b. Gestaltungsspielräume der Schülerinnen und Schüler: 

Im Bereich der individuellen Wahl kann jede Schülerin oder jeder Schüler folgende Entscheidungen 
treffen: 
 1) Wahl des Schwerpunktes aus den in der Schule bestehenden, 
 2) Wahl hinsichtlich 
 2.1) alternativer Pflichtgegenstände, 
 2.2) (schulautonomer) Wahlpflichtgegenstände im Ausmaß von zumindest 4 Wochenstunden 

(einschließlich Kurssystem), 
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 2.3) Freigegenstände, wobei auch (schulautonome) Wahlpflichtgegenstände als 
Freigegenstände gewählt werden können, wenn dies die Schule vorsieht (Entscheidung 
im Rahmen der Festlegung von Eröffnungs- und Teilungszahlen), 

 3) Antrag auf Befreiung von der Teilnahme am Unterricht eines Gegenstandes zur Teilnahme 
 3.1) an einem anderen Pflichtgegenstand oder an anderen Unterrichtsangeboten, 
 3.2) am Unterricht einer höheren Schulstufe oder eines höheren Semesters, 
 3.3) am Unterricht eines niedrigeren Semesters, 
 4) Teilnahme am Förderunterricht. 

3. Festlegung schulautonomer Lehrplanbestimmungen 

a. Allgemeines 

Schulautonome Lehrplanbestimmungen werden an der Schule in einem demokratischen Prozess 
auf der Grundlage verordneter Stundentafeln unter Einbeziehung aller Schulpartner, durch den 
Schulgemeinschaftsausschuss beschlossen. Schulautonome Lehrplanbestimmungen sind der 
zuständigen Schulbehörde zur Kenntnis zu bringen. Die schulautonomen Lehrplanbestimmungen sind 
durch Anschlag an der betreffenden Schule auf die Dauer eines Monats kundzumachen; nach Ablauf des 
Monats sind sie bei der Schulleitung zu hinterlegen (§ 6 Abs. 3 des Schulorganisationsgesetzes). 

Die Stundentafeln zur Ermächtigung schulautonomer Lehrplanbestimmungen enthalten die vom 
Gesetz vorgegebenen Pflichtgegenstände und legen ein Mindeststundenausmaß an Wochenstunden je 
Unterrichtsgegenstand fest, das für den Erwerb der in den Fachlehrplänen vorgesehenen Lehrinhalte 
durch die Schülerinnen und Schüler verbindlich vorgegeben ist. Aus der Summe dieser 
Pflichtgegenstände ergibt sich die Gesamtwochenstundenanzahl, die im Laufe des Bildungsganges, 
vorzusehen ist. Die Aufteilung der Wochenstundenanzahl eines Pflichtgegenstandes auf die einzelnen 
Schulstufen durch schulautonome Lehrplanbestimmungen obliegt der Schule, wobei die Lehrinhalte der 
einzelnen Fachlehrpläne verbindlich umzusetzen und die auf die abschließende Prüfung 
anzuwendenden Regelungen zu berücksichtigen sind. 

Das Stundenausmaß der Pflichtgegenstände Religion und Digitale Grundbildung in der Unterstufe 
und der Pflichtgegenstände Religion und Ethik in der Oberstufe darf durch schulautonome 
Lehrplanbestimmungen nicht verringert werden. 

In der Oberstufe umfasst der autonome Bereich 
 – einen schülerinnen- und schülerautonomen Bereich (Wahlpflichtgegenstände) mit zumindest 

vier Wochenstunden und 
 – einen schulautonomen Bereich (für zusätzliche schulspezifische und regionale 

Schwerpunktsetzung oder für die Ausweitung des Kernbereiches) mit mindestens acht 
Wochenstunden. 

Im Bereich der Wahlpflichtgegenstände (schülerinnen- und schülerautonomer Bereich) können 
durch schulautonome Lehrplanbestimmungen über die in der subsidiären Stundentafel (Sechster Teil) 
vorgesehenen Wahlpflichtgegenstände hinaus zusätzliche Wahlpflichtgegenstände (einschließlich 
Bildungs- und Lehraufgabe, Lehrstoff und Didaktische Grundsätze) festgelegt werden und kann das 
Stundenausmaß der Wahlpflichtgegenstände gegenüber dem in der subsidiären Stundentafel 
vorgesehenen Stundenausmaß erhöht oder vermindert werden. Dafür können das vorgesehene 
Stundenausmaß des schülerinnen- und schülerautonomen Bereichs und des schulautonomen Bereichs 
zusammengelegt werden. 

Werden zusätzliche Wahlpflichtgegenstände geschaffen, haben diese eine Ergänzung, Erweiterung 
oder Vertiefung der in § 39 Abs. 1 erster Satz des Schulorganisationsgesetzes angeführten 
Pflichtgegenstände darzustellen und der spezifischen Bildungsinhalte der einzelnen Formen der 
allgemeinbildenden höheren Schulen zu dienen. Alle schulautonomen Wahlpflichtgegenstände haben 
der Aufgabe der allgemeinbildenden höheren Schulen gemäß § 34 Abs. 1 des 
Schulorganisationsgesetzes zu entsprechen und im Wesentlichen im Einklang mit der Profilbildung der 
Schule und mit den Bildungsinhalten der anderen Unterrichtsgegenstände in Beziehung zu stehen. 

b. Reduktion bzw. Erhöhung des Stundenausmaßes der Unterrichtsgegenstände der Stundentafel 

Wenn schulautonom das Stundenausmaß für einen in der Stundentafel vorgesehenen 
Unterrichtsgegenstand erhöht wird, dann kann zusätzlicher Lehrstoff („Kompetenzbeschreibungen und 
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Anwendungsbereiche, Lehrstoff“) ausgewiesen und können die „Bildungs- und Lehraufgabe“ sowie die 
„Didaktischen Grundsätze“ ergänzt werden. 

Wird in der Unterstufe durch schulautonome Lehrplanbestimmungen die Stundenanzahl eines 
Pflichtgegenstandes bzw. einer verbindlichen Übung reduziert, können die „Kompetenzbeschreibungen 
und Anwendungsbereiche, Lehrstoff“ und die „Bildungs- und Lehraufgabe“ sowie die „Didaktischen 
Grundsätze“ entsprechend angepasst werden. 

In der Oberstufe sind die „Bildungs- und Lehraufgabe“ und der „Lehrstoff“ auch im Fall der 
Reduktion des Stundenausmaßes verbindlich umzusetzen. 

c. Zusammenfassung von Pflichtgegenständen und Verlagerung von Teilen davon 

Werden Pflichtgegenstände zusammengefasst oder Lehrinhalte in andere (schulautonome) 
Pflichtgegenstände verlagert, so ist darauf zu achten, dass allen Schülerinnen und Schülern alle 
Lehrinhalte der jeweiligen Pflichtgegenstände der betreffenden Schulstufe vermittelt werden. In den 
schulautonomen Lehrplanbestimmungen sind die Zusammenfassung von Pflichtgegenständen und die 
Verlagerungen von Lehrinhalten auszuweisen. 

d. Schaffung schulautonomer Pflichtgegenstände, alternativer Pflichtgegenstände, 
Wahlpflichtgegenstände, Freigegenstände, verbindlicher und unverbindlicher Übungen 

Werden schulautonom weitere Unterrichtsgegenstände eingeführt, die in den Stundentafeln nicht 
enthalten sind, müssen die schulautonomen Lehrplanbestimmungen für den jeweiligen 
Unterrichtsgegenstand die „Bildungs- und Lehraufgabe“, „Didaktische Grundsätze“, den Lehrstoff 
(„Kompetenzbeschreibungen und Anwendungsbereichen, Lehrstoff“) und dessen Aufteilung auf die 
einzelnen Schulstufen sowie eine Stundentafel ausweisen. Ein Verweis auf bestehende Regelungen muss 
hinreichend bestimmt sein. Dabei können auch Lehrinhalte eines Pflichtgegenstandes in den neuen 
Gegenstand verlagert werden. Bei einer solchen Verlagerung ist darauf zu achten, dass allen 
Schülerinnen und Schülern alle Lehrinhalte der Pflichtgegenstände der betreffenden Schulstufe 
vermittelt werden. 

Alle schulautonomen Unterrichtsgegenstände müssen der Aufgabe der allgemeinbildenden 
höheren Schulen gemäß § 34 Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes entsprechen, im Wesentlichen im 
Einklang mit der Profilbildung der Schule und mit den Bildungsinhalten der anderen lehrplanmäßig 
vorgegebenen Unterrichtsgegenstände ergänzend, vertiefend oder erweiternd in Beziehung stehen. 

4. Schularbeiten 

a. Unterstufe 

In jenen Unterrichtsgegenständen, für welche im achten Teil des Lehrplans Schularbeiten 
vorgesehen sind und keine näheren Festlegungen über Zahl und Dauer getroffen werden, beträgt der 
Zeitrahmen für deren Durchführung pro Schuljahr insgesamt je vier bis sechs Unterrichtseinheiten und 
die Anzahl der Schularbeiten vier bis sechs. Davon abweichend stehen in der Lebenden Fremdsprache 
für drei bis vier Schularbeiten drei bis vier Unterrichtseinheiten zur Verfügung. 

b. Oberstufe 

In Deutsch und in allen Fremdsprachen 

Klasse 
Gesamtdauer pro 

Unterrichtsjahr 
in Minuten 

Anzahl der Schularbeiten pro 
Unterrichtsjahr 

Dauer pro Schularbeit 
in Minuten 

5. 150 bis 300 2 bis 4 
mindestens eine pro Semester 50 bis 100 

6. 200 bis 400 2 bis 4 
mindestens eine pro Semester 50 bis 150 

7. 200 bis 400 2 bis 4 
mindestens eine pro Semester 

50 bis 150 
eine mindestens 100-

minütig 
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8. 250 bis 400 2 bis 3 
mindestens eine im 1. Semester 

mindestens 50 
eine mindestens 150-

minütig 
 
In Mathematik 

Klasse 
Gesamtdauer pro 

Unterrichtsjahr 
in Minuten 

Anzahl der Schularbeiten pro 
Unterrichtsjahr 

Dauer pro Schularbeit 
in Minuten 

5. bis 7. 200 bis 400 3 bis 5 
mindestens eine pro Semester 

50 bis 100 
mindestens eine 100-

minütig 

8. 250 bis 350 2 bis 3 
mindestens eine im 1. Semester 

mindestens 50 
eine mindestens 150-

minütig 

In Darstellende Geometrie 

Klasse 
Gesamtdauer pro 

Unterrichtsjahr 
in Minuten 

Anzahl der Schularbeiten pro 
Unterrichtsjahr 

Dauer pro Schularbeit 
in Minuten 

7. 200 bis 300 2 – 3 
mindestens eine pro Semester 

50 bis 100 
mindestens eine 100-

minütig 

8. 250 bis 350 2 – 3 
mindestens eine im 1.Semester 

mindestens 50 
eine mindestens 150-

minütig 

In Physik und in Biologie und Umweltbildung 

Klasse 
Gesamtdauer pro 

Unterrichtsjahr 
in Minuten 

Anzahl der Schularbeiten pro 
Unterrichtsjahr 

Dauer pro Schularbeit 
in Minuten 

7. 150 bis 200 2 – 3 
mindestens eine pro Semester 

50 bis 100 
mindestens eine 100-

minütig 

8. 250 bis 350 2 – 3 
mindestens eine im 1.Semester 

mindestens 50 
eine mindestens 150-

minütig 
Für typenbildende Pflichtgegenstände, die keinem standardisierten Prüfungsgebiet der 

Klausurprüfung entsprechen, können die Schularbeiten teilweise oder zur Gänze entfallen. In 
Darstellender Geometrie können bei gänzlichem Entfall der Schularbeiten abweichend von § 8 Abs. 11 
lit. d der Leistungsbeurteilungsverordnung, BGBl. Nr. 371/1974, Tests dann durchgeführt werden, wenn 
eine andere Form der Leistungsfeststellung nicht zweckmäßig und eine Leistungsbeurteilung ansonsten 
nicht möglich ist. 

Die Festlegung der Anzahl der Schularbeiten erfolgt – vorbehaltlich einer Regelung durch 
schulautonome Lehrplanbestimmungen – durch die jeweilige Lehrerin oder den jeweiligen Lehrer. 
In den übrigen Unterrichtsgegenständen, für welche im achten Teil Schularbeiten vorgesehen sind 

 – in allen Klassen mindestens eine Schularbeit je Semester, 
 – in der 5. bis 7. Klasse mindestens 50 bis höchstens 100 Minuten, 
 – in der 8. Klasse eine mindestens 150-minütige Schularbeit. 

Die Festlegung der Anzahl der Schularbeiten erfolgt – vorbehaltlich einer Regelung durch 
schulautonome Lehrplanbestimmungen – durch die jeweilige Lehrerin oder den jeweiligen Lehrer. 
Soweit im Rahmen schulautonomer Lehrplanbestimmungen in diesem Lehrplan nicht enthaltene 
Unterrichtsgegenstände geschaffen werden oder Teile in andere oder neue Pflichtgegenstände verlagert 
werden, sind in der 5. und 6. Klasse (9. und 10. Schulstufe) in max. fünf Gegenständen sowie in der 7. 
und 8. Klasse (11. und 12. Schulstufe) in max. sieben Gegenständen Schularbeiten zur 
Leistungsfeststellung heranzuziehen. 
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5. Förderunterricht 

Förderunterricht steht allen Schülerinnen und Schülern offen, die ihre Leistungen verbessern oder 
sichern wollen und kann auch zur Begabungs- und Begabtenförderung eingesetzt werden. Weiters stellt 
er eine der grundlegenden Maßnahmen im Sinne des § 19 Abs. 3a des Schulunterrichtsgesetzes 
(„Frühwarnsystem“) dar, um Schülerinnen und Schüler, die von einem Leistungsabfall betroffen oder 
bedroht sind, vor Schulversagen zu bewahren. Darüber hinaus stellt der Förderunterricht für 
Schülerinnen und Schüler, die schon früh im Unterrichtsjahr im betreffenden Pflichtgegenstand auf 
Schwierigkeiten stoßen, ein zusätzliches Lernangebot dar. 

Eine gezielte Förderung setzt eine genaue und sensible Beobachtung, am besten durch das gesamte 
Team der Lehrerinnen und Lehrer, unter Zuhilfenahme von Diagnoseinstrumenten, voraus. Aus dieser 
Beobachtung werden Hypothesen über Entwicklungsmöglichkeiten abgeleitet und entsprechende 
Maßnahmen gesetzt. 

Förderunterricht kann im Rahmen der der Schule zur Verfügung stehenden 
Lehrpersonenwochenstunden in allen Pflichtgegenständen und Schulstufen angeboten und in Kursform 
(zB einmal wöchentlich), geblockt (zB einen ganzen Nachmittag) oder in den Unterricht des jeweiligen 
Pflichtgegenstandes integriert, durchgeführt werden. Für Förderunterricht dürfen in jeder Klasse pro 
Schuljahr insgesamt 72 Unterrichtsstunden und für jede Schülerin und jeden Schüler 
48 Unterrichtsstunden vorgesehen werden. 

Die Schulleiterin oder der Schulleiter hat, unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Pädagogik 
und den Förderbedarf der Schülerinnen und Schüler, festzulegen, bei welcher Mindestzahl von 
Schülerinnen und Schülern ein Förderunterricht abzuhalten ist. 

6. Inklusiver Unterricht und Förderung von Schülerinnen und Schülern mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 

Im Sinne einer gelingenden Inklusion arbeiten alle am Unterricht beteiligten Personen zusammen, 
um die bestmögliche Förderung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischen Förderbedarf 
sicherzustellen.  Dies beinhaltet auch die Anregung von Projekten, die dazu beitragen, Barrieren 
abzubauen und die Teilhabe aller Schülerinnen und Schüler zu stärken. 

Der Unterricht der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf hat nach 
Maßgabe ihres der jeweiligen Behinderung entsprechenden Lehrplanes und unter Berücksichtigung 
ihrer individuellen Lernvoraussetzungen die Unterrichtsziele der allgemeinbildenden höheren Schulen 
anzustreben. 

Sonderpädagogische Förderung unterstützt Kinder und Jugendliche mit spezifischem Förderbedarf 
beim Erwerb einer ihren individuellen Möglichkeiten entsprechenden Bildung mit dem Ziel schulischer 
und beruflicher Eingliederung, gesellschaftlicher Teilhabe und selbstständiger Lebensgestaltung durch 
den Erwerb von Schlüsselqualifikationen und Kompetenzen. 

7. Gestaltung von Nahtstellen 

Der pädagogischen Gestaltung von Schuleintritts- und Schulaustrittsphasen kommt besondere 
Bedeutung zu. Erste Erfahrungen prägen Schülerinnen und Schüler oft sehr nachhaltig, in Abschluss- und 
Übergangsphasen sind die Schülerinnen und Schüler schrittweise und gezielt auf die neuen 
Arbeitsweisen und Organisationsformen vorzubereiten. 

Um Voraussetzungen für einen möglichst erfolgreichen Übergang zu schaffen, haben die 
Lehrerinnen und Lehrer mit den Erziehungsberechtigten zusammenzuarbeiten (§ 2 und § 62 des 
Schulunterrichtsgesetzes). Auch kontinuierliche Kontakte mit vor- und nachgelagerten Aus-
/Bildungseinrichtungen gewährleisten möglichst friktionsfreie und gelingende Übergänge. 

Um die Kontinuität des Lernens zu wahren, ist in der 1. Klasse der allgemeinbildenden höheren 
Schule auf die Lehrplananforderungen und die Lernformen der Volksschule Bezug zu nehmen. Im Sinne 
einer gelingenden Nahtstellenpädagogik müssen die Lernanforderungen, die an die Schülerinnen und 
Schüler gestellt werden, den Übergang von der bisherigen Schulart berücksichtigen und dürfen nicht zu 
rasch gesteigert werden. Aufbauend auf den am Ende der Volksschule erworbenen Grundkompetenzen 
sollen Informationsfeststellungen zunächst vor allem der Erhebung von Interessen und Lernpräferenzen 
dienen, in weiterer Folge der gezielten individuellen Rückmeldung des Lernfortschritts. Erst nach einer 
angemessenen Eingewöhnungs- und Einarbeitungsperiode sind die Formen der Leistungsfeststellung 
einzusetzen. 
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8. Öffnung der Schule und des Unterrichts 

Die Schule als Organisation wird auch von ihrem Umfeld (Stadtteil, Gemeinde, Region) beeinflusst. 
Die Berücksichtigung dieser Umwelten eröffnet Lernchancen für Schülerinnen und Schüler sowie 
Lehrerinnen und Lehrer. 

Möglichkeiten zur Öffnung der Schule nach außen bestehen in der Einbeziehung außerschulischer 
Lernorte bzw. der Ergänzung des lehrplanmäßigen Unterrichts, zB durch Schulveranstaltungen sowie 
außerschulische Kooperationen mit anderen Bildungseinrichtungen, Unternehmen und Betrieben, 
Sozialpartnern und Sozialpartnerinnen, Arbeitnehmerinnenvertretungen und 
Arbeitnehmervertretungen, Volksgruppenvereinen, NGOs, Sportvereinen oder Kunst- und 
Kultureinrichtungen. Anschaulichkeit, Alltagsbezogenheit und Altersgemäßheit sind wichtige 
Grundsätze, die es dabei zu beachten gilt. 

Öffnung der Schule nach innen bedeutet, Personen aus dem Umfeld der Schule sowie externe 
Fachleute in den Unterricht einzuladen, die ihre Erfahrungen, Fertigkeiten und Kenntnisse den 
Schülerinnen und Schüler vermitteln. Die Einbindung externer Personen entbindet Lehrerinnen und 
Lehrer nicht von ihrer Hauptaufgabe der Unterrichts- und Erziehungsarbeit. Die Anwesenheit der 
Lehrerinnen und Lehrer im Rahmen des Unterrichts wird vorausgesetzt, ebenso obliegt ihnen weiterhin 
die Unterrichtsarbeit (Vor- und Nachbereitung des Unterrichts sowie Unterrichtsgestaltung mit 
Einbeziehung der Expertinnen und Experten). 

9. Begabungs- und Begabtenförderung 

Begabungsförderung, die Begabtenförderung inkludiert, zielt auf die ganzheitliche Entwicklung der 
Persönlichkeit und die Umsetzung individueller Potenziale und Interessen aller Schülerinnen und Schüler 
in konkrete Fähigkeiten und Fertigkeiten ab. Darin eingeschlossen sind kognitiv-intellektuelle, 
emotional-soziale, musisch-kreative und künstlerische sowie sportliche Fähigkeiten. Dieser Zielsetzung 
wird neben adäquaten didaktischen Maßnahmen der Individualisierung und Differenzierung im 
Regelunterricht auch durch organisatorische Maßnahmen Rechnung getragen. Zu organisatorischen 
Maßnahmen für die spezielle Förderung von Schülerinnen und Schülern mit hoher Leistungsfähigkeit 
und -bereitschaft zählen ua. das Überspringen der Schulstufe, die Ermöglichung der Teilnahme an 
Wettbewerben, unverbindlichen Übungen und Freigegenständen sowie außerschulischen 
Zusatzangebote. Schülerinnen und Schüler können ferner auf ihren Antrag hin von der Teilnahme an 
einem Pflichtgegenstand zum Zweck der Teilnahme an einem anderen Pflichtgegenstand oder 
schulischen Angebot (§11 Abs. 6b SchUG) befreit werden. 

10. Betreuungsplan für ganztägige Schulformen (=GTS) 

In „Ganztägige Schulformen“ werden Kinder – je nach Art des Angebots – nicht nur unterrichtet, 
sondern darüber hinaus auch in Lern- und Freizeitphasen gefördert und betreut. Der Betreuungsteil an 
ganztägigen Schulformen umfasst die Bereiche gegenstandsbezogene Lernzeit, individuelle Lernzeit 
sowie Freizeit (einschließlich Verpflegung). 

Der Betreuungsteil kann sowohl mit dem Unterricht verschränkt als auch von diesem getrennt (ab 
dem Mittagessen als Nachmittagsbetreuung bzw. als getrennt geführte GTS) organisiert werden. 

Aufgaben des Betreuungsteils 

Allgemein: 
 – Individuelle Interessen- und Begabungsförderung 
 – Soziales Lernen, Bestärken des Zusammenlebens und Persönlichkeitsbildung 
 – Sprachliche Förderung 
 – Leseförderung 
 – Förderung des Gesundheitsbewusstseins inkl. Ernährungsbildung 
 – Förderung der Geschlechterreflexivität und Diversitätskompetenz 
 – Förderung des Bewusstseins für einen nachhaltigen Umgang mit Ressourcen 
Lernzeiten: 
 – Förderung der Lernmotivation 
 – Festigung des Unterrichtsertrages 



   

30/50 

 – Unterstützung des schulischen Erfolgs 
 – Anleitung zu eigenständiger Lernorganisation 
Freizeit: 
 – Erholung 
 – individueller Freiraum 
 – Motivation zu körperlicher Bewegung – ergänzende Bewegungseinheiten 
 – Förderung der Kreativität 
 – Anregung zu sinnvoller Freizeitgestaltung 

Bei der Verwirklichung dieser Aufgaben ist insbesondere auf die Umsetzung der in den folgenden 
Kapiteln dargestellten Grundsätze des GTS-Konzeptes zu achten. 

GTS-Konzept und Planung 

Das Zusammenwirken von Unterricht, Lern- und Freizeit sowie die konkreten Angebote sind durch 
mittel- und langfristige Planung inhaltlich und organisatorisch-konzeptionell abzustimmen und in einem 
standortspezifischen Konzept der GTS festzuhalten. Das GTS-Konzept wird den Bildungsdirektionen 
übermittelt, regelmäßig überarbeitet und evaluiert. Sowohl Schülerinnen und Schüler als auch 
Erziehungsberechtigte werden über Organisation und Inhalte der GTS-Angebote informiert. 

Zwischen Unterricht und Ganztagesangeboten besteht eine lerngerechte Rhythmisierung. Wo die 
Möglichkeit besteht, sollen Aktivitäten im Freien vorgesehen werden und auch Betreuung an 
dislozierten Betreuungsorten (Ausflüge und Exkursionen) angeboten werden. Die Schule kooperiert in 
der Gestaltung des Betreuungsteils mit außerschulischen Partnern. 

Bezüglich der zu erreichenden Kompetenzen und Lernfortschritte der einzelnen Schülerinnen und 
Schüler sowie hinsichtlich der Quantität und Qualität der Aufgabenstellungen aus dem Unterricht (zB 
Hausübungen) erfolgt ein regelmäßiger Austausch zwischen den Pädagoginnen und Pädagogen des 
Unterrichtsteils und jenen des Betreuungsteils. Darüber hinaus kann ein regelmäßig erfolgender 
Abgleich der von den Betreuungspersonen wahrgenommenen Entwicklungs- und Lernfortschritte eines 
Kindes mit den Wahrnehmungen der Erziehungsberechtigten einen wichtigen Beitrag zur pädagogischen 
Diagnostik leisten. 

Lernzeiten 

Lernzeiten dienen der Festigung und der Förderung der Unterrichtsarbeit aus dem Unterrichtsteil 
(zB durch Hausübungen) sowie der individuellen Förderung der Schülerinnen und Schüler, nicht jedoch 
der Erarbeitung neuer Lerninhalte. Sie sind strukturiert zu gestalten. Der Lernbetreuung kommt die 
Aufgabe der Unterstützung und nicht der Kompensation des Unterrichts zu. 

Die Schülerinnen und Schüler werden befähigt, eigenverantwortlich individuelle Lernarbeit zu 
bewältigen. Im Sinne der individuellen Betreuung sind innere Differenzierung und häufiges Arbeiten in 
kleinen Gruppen oder in Einzelarbeitsphasen vorzunehmen, vor allem, wenn Schülerinnen und Schüler 
verschiedener Klassen gemeinsam betreut werden. 

Aufgabenstellungen aus dem Unterrichtsteil (Hausübungen) sind in Absprache zwischen den 
Pädagoginnen und Pädagogen des Unterrichtsteils und des Betreuungsteils (Lernzeit) grundsätzlich so zu 
stellen, dass sie nach Möglichkeit während der Lernzeit erledigt werden können. 

Gegenstandsbezogene Lernzeit 
Die gegenstandsbezogene Lernzeit umfasst grundsätzlich drei Wochenstunden. Schulautonom kann 

eine andere Festlegung getroffen werden, wobei nicht mehrere Stunden an einem Tag vorgesehen 
werden sollen. 

In der gegenstandsbezogenen Lernzeit ist der Ertrag der Unterrichtsarbeit zu sichern und durch 
entsprechende Übungen zu festigen. Neuer Lehrstoff darf nicht erarbeitet werden. 

Im Sinne der Individualisierung sind offene Arbeitsformen mit gezielt zusammengestellten 
Aufgabenpaketen zu bevorzugen. 

Die Unterstützung durch die Pädagogin und den Pädagogen darf nur so weit gehen, dass die 
Erledigung der gestellten Aufgabe die selbstständige Leistung der Schülerin und des Schülers bleibt. 
Vorbereitete Lernimpulse sind zur Vertiefung und zur Förderung von spezifischen Interessen und 
Begabungen zu setzen. 
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Individuelle Lernzeit 
Die individuelle Lernzeit umfasst vier Wochenstunden. Schulautonom kann eine andere Festlegung 

getroffen werden. 
Im Mittelpunkt der individuellen Lernzeit steht die eigenständige Vertiefung von Themen und 

Aufgabenstellungen. 
Jede Schülerin und jeder Schüler ist in der individuellen Lernzeit von den betreuenden 

Pädagoginnen und Pädagogen durch individuelle Lernunterstützung bestmöglich zu begleiten. 
Durch die Vermittlung von Lerntechniken unterstützen sie die Schülerinnen und Schüler dabei, das 

selbstständige Lernen (Erledigung der Aufgabenstellungen aus dem Unterricht, wie zB Hausübungen, 
Aneignung des Lernstoffes, Vorbereitung auf Leistungsfeststellungen usw.) effizient zu gestalten. 

Die Organisation und Struktur der Lernzeit soll eigenständiges Lernen fördern, wobei die 
Schülerinnen und Schüler nach Bedarf unterstützt werden. Um die angestrebte individuelle 
Lernunterstützung und Förderung zu gewährleisten, sind geeignete Maßnahmen zu treffen. Diese 
werden zwischen den Pädagoginnen und Pädagogen des Unterrichtsteils und jenen des Betreuungsteils 
bzw. gegebenenfalls mit Erzieherinnen und Erziehern für die Lernhilfe abgestimmt. 

Schulautonome Gestaltung gegenstandsbezogener und individueller Lernzeiten 
Durch schulautonome Lehrplanbestimmungen kann das Ausmaß der gegenstandsbezogenen 

Lernzeit und der individuellen Lernzeit unter Bedachtnahme auf pädagogische, räumliche und 
ausstattungsmäßige Gegebenheiten entsprechend der nachfolgenden Tabelle festgesetzt werden: 

Lernzeiten Wochenstunde(n) 
Gegenstandsbezogene Lernzeit 1 2 3 4 
Individuelle Lernzeit 8 6 4 2 

Wenn es in Ermangelung des erforderlichen Personals nicht möglich ist, individuelle Lernzeit im 
Ausmaß von zumindest zwei Wochenstunden vorzusehen, ist statt der individuellen Lernzeit die 
gegenstandsbezogene Lernzeit mit fünf Wochenstunden festzulegen. 

Freizeit 

Im Freizeitteil ist verstärkt auf individuelle Interessen und Begabungen der Schülerinnen und 
Schüler einzugehen. Das Angebot unterschiedlicher Aktivitäten ist unter Einbeziehung und 
Mitgestaltung der Schülerinnen und Schüler zu erstellen. Es sollten, sofern es die Rahmenbedingungen 
zulassen, Wahlmöglichkeiten geboten werden, um bedürfnisorientierte Entscheidungen zu ermöglichen. 

Erholungsphasen sowie Freiräume zur selbstbestimmten Planung durch Schülerinnen und Schüler 
sind zu berücksichtigen. Bewegung im Freien und individuelle Rückzugsmöglichkeiten sind ausreichend 
vorzusehen. Projekte können unter Wahrung der Zeiteinheiten übergreifend in Lern- und Freizeit 
organisiert werden. Teil der Freizeit ist das Mittagessen mit einem altersgerechten, gesunden 
Speisenangebot. Aspekte der Ernährungspädagogik sind in dieser Betreuungsphase zu berücksichtigen. 
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SECHSTER TEIL 

STUNDENTAFELN 
(Gesamtwochenstundenzahl und Stundenausmaß der einzelnen Unterrichtsgegenstände) 

1. Unterstufe 
Gymnasium 
1. Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände Summe Unterstufe1) Lehrverpflichtungs- 
gruppe2) 

Religion 2 – 2 – 2 – 2 (III) 
Sprachen 
Deutsch mind. 15 (I) 
Erste lebende Fremdsprache mind. 12 (I) 
Latein/Zweite lebende Fremdsprache mind. 7 (I) 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Mathematik mind. 14 (II) 
Digitale Grundbildung mind. 4 III 
Chemie mind. 2 (III) 
Physik mind. 5 (III) 
Biologie und Umweltbildung mind. 7 III 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Geschichte und Politische Bildung mind. 5 (III) 
Geographie und wirtschaftliche Bildung mind. 7 (III) 
Musik, Kunst und Kreativität  
Musik mind. 6 (IVa) 
Kunst und Gestaltung mind. 7 (IVa) 
Technik und Design mind. 3 IV 
Gesundheit und Bewegung 
Bewegung und Sport mind. 13 (IVa) 
Verbindliche Übungen 
Bildungs- und Berufsorientierung mind. 13) III4) 
Sonstige verbindliche Übungen -5)  
Schulautonome Vertiefung6)   
  
Gesamtwochenstundenzahl 124  

 
1 In höchstens fünf Pflichtgegenständen (mit Ausnahme des Pflichtgegenstandes Religion) ist bei Vorliegen 
folgender Bedingungen eine Unterschreitung der Mindestwochenstundenzahl gemäß Z 1 der Stundentafeln 
(Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen, ausgenommen ist der Pflichtgegenstand Religion) um 
jeweils eine Wochenstunde zulässig: 1) Vorliegen geeigneter Maßnahmen, die sicherstellen, dass alle angeführten 
Kompetenzbereiche der einzelnen Unterrichtsgegenstände erfüllt werden, und 2) Vorliegen eines anspruchsvollen 
Konzepts, das eine Profilbildung zur Förderung der Interessen, Begabung und Lernmotivation der Schülerinnen und 
Schüler ermöglicht; der Pflichtgegenstand Digitale Grundbildung ist mit mindestens einer Wochenstunde pro Klasse 
vorzusehen. 
2 Soweit im Rahmen schulautonomer Lehrplanbestimmungen nicht im Lehrplan vorgesehene 
Unterrichtsgegenstände geschaffen werden oder Teile in andere oder neue Pflichtgegenstände verlagert werden, 
hat sich die Einstufung an bereits eingestuften Unterrichtsgegenständen der Stundentafel zu orientieren, sowie 
nach folgenden Kriterien zu erfolgen: Sprachliche Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten I (ohne Schularbeiten 
II); mathematische Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten II (ohne Schularbeiten III); Spezielle Interessen- und 
Begabungsförderung, Unterrichtsgegenstände mit stärkerer wissensorientierter Ausrichtung III (mit Schularbeiten 
II); Instrumentalmusik und Gesang, gestalterisch-kreative Gegenstände (soweit sie nicht unter die 
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Lehrverpflichtungsgruppe IVa fallen) sowie Verkehrs- und Mobilitätsbildung IV; Unterrichtsgegenstände der 
Bewegungserziehung sowie musisch-kreative Unterrichtsgegenstände Iva; Unterrichtsgegenstände mit starker 
praxisbezogener Ausrichtung und hohem Übungsanteil, Gegenstände wie Darstellendes Spiel, Schach, Chor, V; 
hauswirtschaftliche Unterrichtsgegenstände VI. Bei der Kombination von Pflichtgegenständen richtet sich die 
Einstufung nach dem überwiegenden Anteil der Lehrverpflichtungsgruppe. 
3 Kann auch geblockt oder integriert in den Unterricht von Pflichtgegenständen geführt werden. 
4 Bei integrativer Führung: Wie der jeweilige Pflichtgegenstand. 
5 Weitere verbindliche Übungen können eingerichtet werden; ihr Ausmaß ist schulautonom festzulegen und mit der 
Dotation der übrigen Pflichtgegenstände sowie der schulautonomen Schwerpunktsetzung abzustimmen. 
6 Zur Vertiefung von Kompetenzen im Bereich der allgemeinbildenden Pflichtgegenstände oder zur Ausgestaltung 
eines typenbildenden, die jeweilige Form ergänzenden, Schwerpunkts durch die Einrichtung von schulautonomen 
schwerpunktspezifischen Unterrichtsgegenständen.  

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Siehe Z 2. 

Förderunterricht: 

Siehe Z 2. 

2. Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände 
Klassen und Wochenstunden Summe 

Unter-
stufe 

Lehrver-
pflichtungs-

gruppe 1. Kl. 2. Kl. 3. Kl. 4. Kl. 
Religion 2 2 2 2 8 (III) 
Sprachen       
Deutsch 4 4 4 4 16 (I) 
Erste lebende Fremdsprache 4 4 4 3 15 (I) 
Latein/Zweite lebende Fremdsprache - - 4 3 7 (I) 
Mathematik und Naturwissenschaften       
Mathematik 4 4 3 3 14 (II) 
Digitale Grundbildung 1 1 1 1 4 III 
Chemie - - - 2 2 (III) 
Physik - 1 2 2 5 (III) 
Biologie und Umweltbildung 2 2 1 2 7 III 
Wirtschaft und Gesellschaft       
Geschichte und Politische Bildung - 2 2 2 6 (III) 
Geographie und wirtschaftliche Bildung 2 1 2 2 7 (III) 
Musik, Kunst und Kreativität       
Musik 2 2 2 1 7 (IVa) 
Kunst und Gestaltung 2 2 2 2 8 (IVa) 
Technik und Design 2 2 - - 4 IV 
Gesundheit und Bewegung       
Bewegung und Sport 4 4 3 3 14 IV 
       
Verbindliche Übung       
Bildungs- und Berufsorientierung   x1) x1) x III2) 
       
Gesamtwochenstundenzahl 29 31 32 32 124  

 
1 In der 3. und 4. Klasse je 32 Jahresstunden integriert in den Unterricht von Pflichtgegenständen. 
2 Bei integrativer Führung: Wie der jeweilige Pflichtgegenstand. 
Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 
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Das Angebot hat ausgewogen und so breit zu sein, dass die Schülerinnen und Schüler eine Auswahl 
insbesondere aus dem naturwissenschaftlich-technischen, musisch-kreativen, sprachlichen, 
sportlichen und spielerisch-forschenden Bereich vorfinden. Auf eine Schwerpunktsetzung ist jedenfalls 
Bedacht zu nehmen. Wird ein Unterrichtsgegenstand mit entsprechenden Anforderungen für besonders 
begabte, interessierte bzw. vorgebildete Schülerinnen und Schüler geführt, kann dies in einem 
entsprechenden Zusatz zur Gegenstandsbezeichnung ausgewiesen werden. 

Es ist sowohl die ganzjährige als auch eine kürzere, auf aktuelle Anlässe reagierende, kursmäßige, 
allenfalls geblockte Führung möglich. 

Erstsprachenunterricht: Für Schülerinnen und Schüler mit einer anderen Erstsprache als Deutsch. 

Freigegenstände und 
unverbindliche Übungen 

Klassen und Wochenstunden Summe 
Wochen-
stunden 

Lehrver- 
pflichtungs- 

gruppe 1. Kl. 2. Kl. 3. Kl. 4. Kl. 

Vertiefung bzw. Ergänzung 
eines Pflichtgegenstandes 

  Einstufung wie 
entsprechender 
Pflichtgegenstand siehe Pflichtgegenstände  2-8 

Allgemeine Interessen- und 
Begabungsförderung 

  Einstufung: siehe 
Fußnote 1 in Z 1 

Spezielle Interessen- und 
Begabungsförderung 

 2-8 

Sprachen 
Freigegenstand 
Fremdsprache 

 6-12 

Englisch   
Französisch   
Italienisch   
Russisch   
Spanisch   
Tschechisch   
Slowenisch   
Bosnisch/Kroatisch/Serbisch   
Ungarisch   
Kroatisch   
Slowakisch   
Polnisch   
Romanes   
Erstsprachenunterricht  8-21 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Informatik  2-8 
Geometrisches Zeichnen  3-6 
Musik, Kunst und Kreativität 
Chor  2-8 
Darstellendes Spiel  2-8 
Instrumentalmusik und 
Gesang  2-8 

Technik und Design  2-8 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Ernährung und Haushalt  2-8 
Bildungs- und 
Berufsorientierung 

 2-8 

Verkehrs- und 
Mobilitätsbildung 

 2-8 

Schach  2-8 
Textverarbeitung  2-8 
Soziales Lernen  2-8 
Förderunterricht: 
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Kann in allen Pflichtgegenständen angeboten werden. Siehe den Abschnitt „Förderunterricht” im 
fünften Teil. 

Realgymnasium 
1. Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände Summe Unterstufe1) Lehrverpflichtungs-
gruppe2) 

Religion 2 – 2 – 2 – 2 (III) 
Sprachen 
Deutsch mind. 15 (I) 
Lebende Fremdsprache mind. 12 (I) 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Mathematik mind. 14 (II) 
Geometrisches Zeichnen3) mind. 2 (III) 
Digitale Grundbildung mind. 4 III 
Chemie mind. 2 (III) 
Physik mind. 5 (III) 
Biologie und Umweltbildung mind. 7 III 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Geschichte und Politische Bildung mind. 5 (III) 
Geographie und wirtschaftliche Bildung mind. 7 (III) 
Musik, Kunst und Kreativität 
Musik mind. 6 (IVa) 
Kunst und Gestaltung mind. 7 (IVa) 
Technik und Design mind. 6 IV 
Gesundheit und Bewegung  
Bewegung und Sport mind. 13 (IVa) 
Verbindliche Übungen 
Bildungs- und Berufsorientierung mind. 14) III5) 
Sonstige verbindliche Übungen -6)  
Schulautonome Vertiefung7)   
  
Gesamtwochenstundenzahl 1248)  

 
1 In höchstens fünf Pflichtgegenständen (mit Ausnahme des Pflichtgegenstandes Religion) ist bei Vorliegen 
folgender Bedingungen eine Unterschreitung der Mindestwochenstundenzahl gemäß Z 1 der Stundentafeln 
(Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen, ausgenommen ist der Pflichtgegenstand Religion) um 
jeweils eine Wochenstunde zulässig: 1) Vorliegen geeigneter Maßnahmen, die sicherstellen, dass alle angeführten 
Kompetenzbereiche der einzelnen Unterrichtsgegenstände erfüllt werden, und 2) Vorliegen eines anspruchsvollen 
Konzepts, das eine Profilbildung zur Förderung der Interessen, Begabung und Lernmotivation der Schülerinnen und 
Schüler ermöglicht; der Pflichtgegenstand Digitale Grundbildung ist mit mindestens einer Wochenstunde pro Klasse 
vorzusehen. 
2 Soweit im Rahmen schulautonomer Lehrplanbestimmungen nicht im Lehrplan vorgesehene 
Unterrichtsgegenstände geschaffen werden oder Teile in andere oder neue Pflichtgegenstände verlagert werden, 
hat sich die Einstufung an bereits eingestuften Unterrichtsgegenständen der Stundentafel zu orientieren, sowie 
nach folgenden Kriterien zu erfolgen: Sprachliche Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten I (ohne Schularbeiten 
II); mathematische Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten II (ohne Schularbeiten III); Spezielle Interessen- und 
Begabungsförderung, Unterrichtsgegenstände mit stärkerer wissensorientierter Ausrichtung III (mit Schularbeiten 
II); Instrumentalmusik und Gesang, gestalterisch-kreative Gegenstände (soweit sie nicht unter die 
Lehrverpflichtungsgruppe IVa fallen) sowie Verkehrs- und Mobilitätsbildung IV; Unterrichtsgegenstände der 
Bewegungserziehung sowie musisch-kreative Unterrichtsgegenstände Iva; Unterrichtsgegenstände mit starker 
praxisbezogener Ausrichtung und hohem Übungsanteil, Gegenstände wie Darstellendes Spiel, Schach, Chor, V; 
hauswirtschaftliche Unterrichtsgegenstände VI. Bei der Kombination von Pflichtgegenständen richtet sich die 
Einstufung nach dem überwiegenden Anteil der Lehrverpflichtungsgruppe. 
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3 Die Verbindung der Pflichtgegenstände Mathematik und Geometrisches Zeichnen ist zulässig, wobei als Summe 
der Wochenstunden 15 nicht unterschritten werden darf. Sofern Geometrisches Zeichnen im Unterricht von 
Mathematik integriert wird, sind die Kompetenzbeschreibungen und Anwendungsbereiche zu Geometrisches 
Zeichnen zu vermitteln. 
4 Kann auch geblockt oder integriert in den Unterricht von Pflichtgegenständen geführt werden. 
5 Bei integrativer Führung: Wie der jeweilige Pflichtgegenstand. 
6 Weitere verbindliche Übungen können eingerichtet werden; ihr Ausmaß ist schulautonom festzulegen und mit der 
Dotation der übrigen Pflichtgegenstände sowie der schulautonomen Schwerpunktsetzung abzustimmen. 
7 Zur Vertiefung von Kompetenzen im Bereich der allgemeinbildenden Pflichtgegenstände oder zur Ausgestaltung 
eines typenbildenden, die jeweilige Form ergänzenden, Schwerpunkts durch die Einrichtung von schulautonomen 
schwerpunktspezifischen Unterrichtsgegenständen. 
8 An Privatschulen, deren religionsgesellschaftliche Oberbehörde eine Israelitische Kultusgemeinde ist, können die 
schulautonomen Pflichtgegenstände „Hebräisch“ und „Jüdische Geschichte“ im Ausmaß von insgesamt 17 
Wochenstunden geführt und kann die Gesamtwochenstundenzahl auf 132 erhöht werden. 

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 
Siehe Z 2. 
Förderunterricht: 
Siehe Z 2. 
2. Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 
Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände 
Klassen und Wochenstunden Summe 

Unter-
stufe 

Lehrver-
pflichtungs-

gruppe 1. Kl. 2. Kl. 3. Kl. 4. Kl. 
Religion 2 2 2 2 8 (III) 
Sprachen 
Deutsch 4 4 4 4 16 (I) 
Lebende Fremdsprache 4 4 3 3 14 (I) 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Mathematik 4 4 4 3 15 (II) 
Geometrisches Zeichnen - - - 2 2 (III) 
Digitale Grundbildung 1 1 1 1 4 III 
Chemie - - - 2 2 (III) 
Physik - 1 2 2 5 (III) 
Biologie und Umweltbildung 2 2 2 2 8 III 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Geschichte und Politische Bildung - 2 2 2 6 (III) 
Geographie und wirtschaftliche Bildung 2 1 2 2 7 (III) 
Musik, Kunst und Kreativität 
Musik 2 2 2 1 7 (IVa) 
Kunst und Gestaltung 2 2 2 2 8 (IVa) 
Technik und Design 2 2 2 2 8 IV 
Gesundheit und Bewegung 
Bewegung und Sport 4 4 3 3 14 (IVa) 
 
Verbindliche Übung 
Bildungs- und Berufsorientierung   x1) x1) x III2) 
 
Gesamtwochenstundenzahl 29 31 31 33 124  

 
1 In der 3. und 4. Klasse je 32 Jahresstunden integriert in den Unterricht von Pflichtgegenständen. 
2 Bei integrativer Führung: Wie der jeweilige Pflichtgegenstand. 

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 
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Das Angebot hat ausgewogen und so breit zu sein, dass die Schülerinnen und Schüler eine Auswahl 
insbesondere aus dem naturwissenschaftlich-technischen, musisch-kreativen, sprachlichen, 
sportlichen und spielerisch-forschenden Bereich vorfinden. Auf eine Schwerpunktsetzung ist jedenfalls 
Bedacht zu nehmen. Wird ein Unterrichtsgegenstand mit entsprechenden Anforderungen für besonders 
begabte, interessierte bzw. vorgebildete Schülerinnen und Schüler geführt, kann dies in einem 
entsprechenden Zusatz zur Gegenstandsbezeichnung ausgewiesen werden. 

Es ist sowohl die ganzjährige als auch eine kürzere, auf aktuelle Anlässe reagierende, kursmäßige, 
allenfalls geblockte Führung möglich. 

Erstsprachenunterricht: Für Schülerinnen und Schüler mit einer anderen Erstsprache als Deutsch. 

Freigegenstände und 
unverbindliche Übungen 

Klassen und Wochenstunden Summe 
Wochen-
stunden 

Lehrver-
pflichtungs-

gruppe 1. Kl. 2. Kl. 3. Kl. 4. Kl. 

Vertiefung bzw. Ergänzung 
eines Pflichtgegenstandes 

  Einstufung wie 
entsprechender 
Pflichtgegen-
stand 

siehe Pflichtgegenstände  2-8 

Allgemeine Interessen- und 
Begabungsförderung 

  Einstufung: 
siehe Fußnote 1 
in Z 1 Spezielle Interessen- und 

Begabungsförderung 
 2-8 

Sprachen 
Freigegenstand 
Fremdsprache 

 6-12 

Englisch   
Französisch   
Italienisch   
Russisch   
Spanisch   
Tschechisch   
Slowenisch   
Bosnisch/Kroatisch/Serbisch   
Ungarisch   
Kroatisch   
Slowakisch   
Polnisch   
Romanes   
Erstsprachenunterricht  8-21 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Informatik  2-8 
Geometrisches Zeichnen  3-6 
Musik, Kunst und Kreativität 
Chor  2-8 
Darstellendes Spiel  2-8 
Instrumentalmusik und 
Gesang 

 2-8 

Technik und Design  2-8 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Ernährung und Haushalt  2-8 
Bildungs- und 
Berufsorientierung 

 2-8 

Verkehrs- und 
Mobilitätsbildung 

 2-8 

Schach  2-8 
Textverarbeitung   
Soziales Lernen  2-8 
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Förderunterricht: 

Kann in allen Pflichtgegenständen angeboten werden. Siehe den Abschnitt „Förderunterricht” im 
fünften Teil. 

Wirtschaftskundliches Realgymnasium 
1. Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände Summe Unterstufe1) Lehrverpflichtungs-
gruppe2) 

Religion 2 – 2 – 2 – 2 (III) 
Sprachen 
Deutsch mind. 15 (I) 
Lebende Fremdsprache mind. 12 (I) 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Mathematik mind. 14 (II) 
Digitale Grundbildung mind. 4 III 
Chemie mind. 2 (III) 
Physik mind. 5 (III) 
Biologie und Umweltbildung mind. 7 III 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Geschichte und Politische Bildung mind. 5 (III) 
Geographie und wirtschaftliche Bildung mind. 7 (III) 
Musik, Kunst und Kreativität 
Musik mind. 6 (IVa) 
Kunst und Gestaltung mind. 7 (IVa) 
Technik und Design mind. 7 IV 
Gesundheit und Bewegung 
Bewegung und Sport mind. 13 (IVa) 
Verbindliche Übungen 
Bildungs- und Berufsorientierung mind. 13) III4) 
Sonstige verbindliche Übungen -5)  
Schulautonome Vertiefung6)   
  
Gesamtwochenstundenzahl 124  
 

 
1 In höchstens fünf Pflichtgegenständen (mit Ausnahme des Pflichtgegenstandes Religion) ist bei Vorliegen folgender 
Bedingungen eine Unterschreitung der Mindestwochenstundenzahl gemäß Z 1 der Stundentafeln (Ermächtigung für 
schulautonome Lehrplanbestimmungen, ausgenommen ist der Pflichtgegenstand Religion) um jeweils eine 
Wochenstunde zulässig: 1) Vorliegen geeigneter Maßnahmen, die sicherstellen, dass alle angeführten 
Kompetenzbereiche der einzelnen Unterrichtsgegenstände erfüllt werden, und 2) Vorliegen eines anspruchsvollen 
Konzepts, das eine Profilbildung zur Förderung der Interessen, Begabung und Lernmotivation der Schülerinnen und 
Schüler ermöglicht; der Pflichtgegenstand Digitale Grundbildung ist mit mindestens einer Wochenstunde pro Klasse 
vorzusehen. 

2 Soweit im Rahmen schulautonomer Lehrplanbestimmungen nicht im Lehrplan vorgesehene 
Unterrichtsgegenstände geschaffen werden oder Teile in andere oder neue Pflichtgegenstände verlagert werden, 
hat sich die Einstufung an bereits eingestuften Unterrichtsgegenständen der Stundentafel zu orientieren, sowie 
nach folgenden Kriterien zu erfolgen: Sprachliche Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten I (ohne Schularbeiten 
II); mathematische Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten II (ohne Schularbeiten III); Spezielle Interessen- und 
Begabungsförderung, Unterrichtsgegenstände mit stärkerer wissensorientierter Ausrichtung III (mit Schularbeiten 
II); Instrumentalmusik und Gesang, gestalterisch-kreative Gegenstände (soweit sie nicht unter die 
Lehrverpflichtungsgruppe IVa fallen) sowie Verkehrs- und Mobilitätsbildung IV; Unterrichtsgegenstände der 
Bewegungserziehung sowie musisch-kreative Unterrichtsgegenstände Iva; Unterrichtsgegenstände mit starker 
praxisbezogener Ausrichtung und hohem Übungsanteil, Gegenstände wie Darstellendes Spiel, Schach, Chor, V; 
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hauswirtschaftliche Unterrichtsgegenstände VI. Bei der Kombination von Pflichtgegenständen richtet sich die 
Einstufung nach dem überwiegenden Anteil der Lehrverpflichtungsgruppe. 

3 Kann auch geblockt oder integriert in den Unterricht von Pflichtgegenständen geführt werden. 

4 Bei integrativer Führung: Wie der jeweilige Pflichtgegenstand. 

5 Weitere verbindliche Übungen können eingerichtet werden; ihr Ausmaß ist schulautonom festzulegen und mit der 
Dotation der übrigen Pflichtgegenstände sowie der schulautonomen Schwerpunktsetzung abzustimmen. 

6 Zur Vertiefung von Kompetenzen im Bereich der allgemeinbildenden Pflichtgegenstände oder zur Ausgestaltung 
eines typenbildenden, die jeweilige Form ergänzenden, Schwerpunkts durch die Einrichtung von schulautonomen 
schwerpunktspezifischen Unterrichtsgegenständen, ua. im Bereich Wirtschaft und Nachhaltigkeit.  

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 
Siehe Z 2. 

Förderunterricht: 
Siehe Z 2. 

2. Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände 
Klassen und Wochenstunden Summe 

Unter-
stufe 

Lehrver-
pflichtungs-
gruppe 1. Kl. 2. Kl. 3. Kl. 4. Kl. 

Religion 2 2 2 2 8 (III) 
Sprachen 
Deutsch 4 4 4 4 16 (I) 
Lebende Fremdsprache 4 4 3 3 14 (I) 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Mathematik 4 4 3 3 14 (II) 
Digitale Grundbildung 1 1 1 1 4 III 
Chemie - - 2 2 4 (III) 
Physik - 1 2 2 5 (III) 
Biologie und Umweltbildung 2 2 1 2 7 III 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Geschichte und Politische Bildung - 2 2 2 6 (III) 
Geographie und wirtschaftliche Bildung 2 1 3 2 8 (III) 
Musik, Kunst und Kreativität 
Musik 2 2 2 1 7 (IVa) 
Kunst und Gestaltung 2 2 2 2 8 (IVa) 
Technik und Design 2 2 2 3 9 IVa 
Gesundheit und Bewegung  
Bewegung und Sport 4 4 3 3 14 (IVa) 
Verbindliche Übung 
Bildungs- und Berufsorientierung   x1 x1 x III2 
  
Gesamtwochenstundenzahl 29 31 32 32 124  
 

 
1 In der 3. und 4. Klasse je 32 Jahresstunden integriert in den Unterricht von Pflichtgegenständen. 
2 Bei integrativer Führung: Wie der jeweilige Pflichtgegenstand. 

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Das Angebot hat ausgewogen und so breit zu sein, dass die Schülerinnen und Schüler eine Auswahl 
insbesondere aus dem naturwissenschaftlich-technischen, musisch-kreativen, sprachlichen, 
sportlichen und spielerisch-forschenden Bereich vorfinden. Auf eine Schwerpunktsetzung ist jedenfalls 
Bedacht zu nehmen. Wird ein Unterrichtsgegenstand mit entsprechenden Anforderungen für besonders 



   

40/50 

begabte, interessierte bzw. vorgebildete Schülerinnen und Schüler geführt, kann dies in einem 
entsprechenden Zusatz zur Gegenstandsbezeichnung ausgewiesen werden. 

Es ist sowohl die ganzjährige als auch eine kürzere, auf aktuelle Anlässe reagierende, kursmäßige, 
allenfalls geblockte Führung möglich. 

Erstsprachenunterricht: Für Schülerinnen und Schüler mit einer anderen Erstsprache als Deutsch. 

Freigegenstände und 
unverbindliche Übungen 

Klassen und Wochenstunden Summe 
Wochen-
stunden 

Lehrver- 
pflichtungs- 
gruppe 1. Kl. 2. Kl. 3. Kl. 4. Kl. 

Vertiefung bzw. Ergänzung 
eines Pflichtgegenstandes 

  Einstufung wie 
entsprechender 
Pflicht-
gegenstand 

siehe Pflichtgegenstände  2-8 

Allgemeine Interessen- und 
Begabungsförderung 

  Einstufung: 
siehe Fußnote 1 
in Z 1 Spezielle Interessen- und 

Begabungsförderung 
 2-8 

Sprachen 
Freigegenstand 
Fremdsprache 

 6-12 

Englisch   
Französisch   
Italienisch   
Russisch   
Spanisch   
Tschechisch   
Slowenisch   
Bosnisch/Kroatisch/Serbisch   
Ungarisch   
Kroatisch   
Slowakisch   
Polnisch   
Romanes   
Erstsprachenunterricht  8-21 
Mathematik und Naturwissenschaften 
Informatik  2-8 
Geometrisches Zeichnen  3-6 
Musik, Kunst und Kreativität 
Chor  2-8 
Darstellendes Spiel  2-8 
Instrumentalmusik und 
Gesang  2-8 

Technik und Design  2-8 
Wirtschaft und Gesellschaft 
Ernährung und Haushalt  2-8 
Bildungs- und 
Berufsorientierung 

 2-8 

Verkehrs- und 
Mobilitätsbildung 

 2-8 

Schach  2-8 
Textverarbeitung  2-8 
Soziales Lernen  2-8 
 
Förderunterricht: 

Kann in allen Pflichtgegenständen angeboten werden. Siehe den Abschnitt „Förderunterricht” im 
fünften Teil. 
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Deutschförderklassen (Unterstufe) 

Gymnasium 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen Wochenstunden pro Semester 
Deutsch in der Deutschförderklasse 20 
Religion 2 
Weitere Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen1) x2) 
Gesamtwochenstundenanzahl x3) 

 
1 Einzelne oder mehrere Pflichtgegenstände (ausgenommen den Pflichtgegenstand Religion) und verbindliche 
Übungen gemäß der Stundentafel der Unterstufe des Gymnasiums; die Festlegung der weiteren Pflichtgegenstände 
und der verbindlichen Übungen sowie der Anzahl der Wochenstunden, die auf die einzelnen Pflichtgegenstände 
und verbindlichen Übungen entfallen, erfolgt durch die Schulleitung. 
2 Die Anzahl der Wochenstunden ergibt sich aus der Differenz zur Gesamtwochenstundenanzahl. 
3 Die Gesamtwochenstundenanzahl entspricht jener der jeweiligen Schulstufe gemäß der Stundentafel der 
Unterstufe des Gymnasiums. 
 
Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Wie Stundentafel der Unterstufe des Gymnasiums. 

Realgymnasium 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen Wochenstunden pro Semester 
Deutsch in der Deutschförderklasse 20 
Religion 2 
Weitere Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen1) x2) 
Gesamtwochenstundenanzahl x3) 

 
1 Einzelne oder mehrere Pflichtgegenstände (ausgenommen den Pflichtgegenstand Religion) und verbindliche 
Übungen gemäß der Stundentafel der Unterstufe des Realgymnasiums; die Festlegung der weiteren 
Pflichtgegenstände und der verbindlichen Übungen sowie der Anzahl der Wochenstunden, die auf die einzelnen 
Pflichtgegenstände und verbindlichen Übungen entfallen, erfolgt durch die Schulleitung. 
2 Die Anzahl der Wochenstunden ergibt sich aus der Differenz zur Gesamtwochenstundenanzahl. 
3 Die Gesamtwochenstundenanzahl entspricht jener der jeweiligen Schulstufe gemäß der Stundentafel der 
Unterstufe des Realgymnasiums. 
 
Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Wie Stundentafel der Unterstufe des Realgymnasiums. 

Wirtschaftskundliches Realgymnasium 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen: 

Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen Wochenstunden pro Semester 
Deutsch in der Deutschförderklasse 20 
Religion 2 
Weitere Pflichtgegenstände und verbindliche Übungen1) x2) 
Gesamtwochenstundenanzahl x3) 

 
1 Einzelne oder mehrere Pflichtgegenstände (ausgenommen den Pflichtgegenstand Religion) und verbindliche 
Übungen gemäß der Stundentafel der Unterstufe des Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums; die Festlegung der 
weiteren Pflichtgegenstände und der verbindlichen Übungen sowie der Anzahl der Wochenstunden, die auf die 
einzelnen Pflichtgegenstände und verbindlichen Übungen entfallen, erfolgt durch die Schulleitung. 
2 Die Anzahl der Wochenstunden ergibt sich aus der Differenz zur Gesamtwochenstundenanzahl. 
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3 Die Gesamtwochenstundenanzahl entspricht jener der jeweiligen Schulstufe gemäß der Stundentafel der 
Unterstufe des Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums. 
 
Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Wie Stundentafel der Unterstufe des Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums. 
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2. Oberstufe 

a) Pflichtgegenstände 

Gymnasium 

1. Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen: 

Pflichtgegenstände (Kernbereich) Summe 
Oberstufe1) 

Lehrver-
pflichtungsgruppe2) 

Religion/Ethik3) 2 – 2 – 2 – 2 (III)/III 
Deutsch mindestens 114) (I) 
Erste lebende Fremdsprache mindestens 114) (I) 
Latein mindestens 104) (I) 
Griechisch/Zweite lebende Fremdsprache mindestens 104) (I) 
Geschichte und Politische Bildung mindestens 6 III 
Geographie und wirtschaftliche Bildung mindestens 6 (III) 
Mathematik mindestens 114) (II) 
Biologie und Umweltbildung mindestens 6 III 
Chemie mindestens 4 (III) 
Physik mindestens 5 (III) 
Psychologie und Philosophie mindestens 4 III 
Informatik mindestens 2 II 
Musik mindestens 3 (IVa) 
Kunst und Gestaltung mindestens 3 (IVa) 
alternativ Musik oder Kunst und Gestaltung mindestens 4 (IVa) 
Bewegung und Sport mindestens 84) (IVa) 

Summe der Pflichtgegenstände- Kernbereich 112  

autonomer 
Bereich 

schülerautonom: 
Wahlpflichtgegenstände 4-10  

schulautonom5) höchstens 14  
Summe autonomer Bereich 18  
Gesamtwochenstundenzahl 130  

 
1 In höchstens zwei Pflichtgegenständen (ausgenommen die Pflichtgegenstände Religion und Ethik) ist bei Vorliegen 
folgender Bedingungen eine Unterschreitung der Mindestwochenstundenzahl gemäß Z 1 der Stundentafel 
(Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen) um jeweils eine Wochenstunde zulässig: 1. Vorliegen 
geeigneter Maßnahmen, die sicherstellen, dass alle angeführten Lehrstoffvorgaben der einzelnen 
Unterrichtsgegenstände erfüllt werden, und 2. Vorliegen eines anspruchsvollen Konzepts, das eine Profilbildung zur 
Förderung der Interessen, Begabungen und Lernmotivation der Schülerinnen und Schüler ermöglicht. 
2 Soweit im Rahmen schulautonomer Lehrplanbestimmungen in diesem Lehrplan nicht enthaltene 
Unterrichtsgegenstände geschaffen werden oder Teile in andere oder neue Pflichtgegenstände verlagert werden, 
hat die Einstufung nach folgenden Kriterien zu erfolgen: Sprachliche Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten I 
(ohne Schularbeiten II); mathematische Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten II (ohne Schularbeiten III); 
Unterrichtsgegenstände mit stärkerer wissensorientierter Ausrichtung III (mit Schularbeiten II); Instrumentalmusik 
und Gesang, gestalterisch-kreative Gegenstände (soweit sie nicht unter die Lehrverpflichtungsgruppe IVa fallen) IV; 
Unterrichtsgegenstände der Bewegungserziehung sowie musisch-kreative Unterrichtsgegenstände IVa; 
Unterrichtsgegenstände mit starker praxisbezogener Ausrichtung und hohem Übungsanteil, Gegenstände wie 
Darstellendes Spiel, Schach, Chor, Spielmusik V; hauswirtschaftliche Unterrichtsgegenstände VI. Bei der 
Kombination von Pflichtgegenständen richtet sich die Einstufung nach dem überwiegenden Anteil. 
3 Pflichtgegenstand für Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen. Das Stundenausmaß 
des Pflichtgegenstandes Ethik ist nicht veränderbar. 
4 Mindestens zwei Wochenstunden pro Klasse. 
5 Schulautonomer Bereich für zusätzliche Schwerpunktsetzung oder Erweiterung des Kernbereichs. 
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2. Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 

aa) Pflichtgegenstände 
Klassen und Wochenstunden Summe 

Oberstufe 

Lehrver-
pflichtungs-

gruppe 5. Kl. 6. Kl. 7. Kl. 8. Kl. 

Religion/Ethik1) 2 2 2 2 8 (III)/III 
Deutsch 3 3 3 3 12 (I) 
Erste lebende Fremdsprache 3 3 3 3 12 (I) 
Latein 3 3 3 3 12 (I) 
Griechisch/Zweite lebende 
Fremdsprache2) 3 3 3 3 12 (I) 
Geschichte und Politische Bildung 1 2 2 2 7 III 
Geographie und wirtschaftliche 
Bildung 2 1 2 2 7 (III) 

Mathematik 3 3 3 3 12 (II) 
Biologie und Umweltbildung 2 2 - 2 6 III 
Chemie - - 2 2 4 (III) 
Physik - 3 2 2 7 (III) 
Psychologie und Philosophie - - 2 2 4 III 
Informatik 2 - - - 2 II 
Musik 2 1 

 23) 23) 
3 

+4 
(IVa) 

Kunst und Gestaltung 2 1 3 (IVa) 
Bewegung und Sport 3 2 2 2 9 (IVa) 

Summe der Pflichtgegenstände 31 29 31 33 124  
     

bb) Wahlpflichtgegenstände4)  6 6  
Gesamtwochenstundenzahl aa) + bb) 130 

 
1 Pflichtgegenstand für Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen. Das Stundenausmaß 
des Pflichtgegenstandes Ethik ist nicht veränderbar. 
2 Typenbildender Pflichtgegenstand. 
3 Alternative Pflichtgegenstände. 
4 Siehe den Unterabschnitt „Wahlpflichtgegenstände”. 

Realgymnasium 
1. Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen: 

Pflichtgegenstände (Kernbereich) Summe 
Oberstufe1) 

Lehrver-
pflichtungsgruppe2) 

Religion/Ethik3) 2 – 2 – 2 – 2 (III)/III 
Deutsch mindestens 114) (I) 
Erste lebende Fremdsprache mindestens 114) (I) 
Zweite lebende Fremdsprache/Latein mindestens 104) (I) 
Geschichte und Politische Bildung mindestens 6 III 
Geographie und wirtschaftliche Bildung mindestens 6 (III) 
Mathematik mindestens 134) (II) 
Biologie und Umweltbildung mindestens 7 III5) 
Chemie mindestens 5 (III) 
Physik mindestens 7 (III)6) 
Darstellende Geometrie7) - (II) 
Psychologie und Philosophie mindestens 4 III 
Informatik mindestens 2 II 
Musik mindestens 3 (IVa) 
Kunst und Gestaltung mindestens 3 (IVa) 
alternativ Musik oder Kunst und Gestaltung mindestens 4 (IVa) 
Bewegung und Sport mindestens 84) (IVa) 
Summe der Pflichtgegenstände – Kernbereich 108  

autonomer 
Bereich 

schülerautonom: 
Wahlpflichtgegenstände 4-10  

schulautonom8 höchstens 18  
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Summe autonomer Bereich 22  

Gesamtwochenstundenzahl 1309  

 
1 In höchstens zwei Pflichtgegenständen (ausgenommen die Pflichtgegenstände Religion und Ethik) ist bei Vorliegen folgender 
Bedingungen eine Unterschreitung der Mindestwochenstundenzahl gemäß Z 1 der Stundentafeln (Ermächtigung für 
schulautonome Lehrplanbestimmungen) um jeweils eine Wochenstunde zulässig: 1. Vorliegen geeigneter Maßnahmen, die 
sicherstellen, dass alle angeführten Lehrstoffvorgaben der einzelnen Unterrichtsgegenstände erfüllt werden, und 2. Vorliegen 
eines anspruchsvollen Konzepts, das eine Profilbildung zur Förderung der Interessen, Begabungen und Lernmotivation der 
Schülerinnen und Schüler ermöglicht. 
2 Soweit im Rahmen schulautonomer Lehrplanbestimmungen in diesem Lehrplan nicht enthaltene Unterrichtsgegenstände 
geschaffen werden oder Teile in andere oder neue Pflichtgegenstände verlagert werden, hat die Einstufung sich grundsätzlich 
nach bereits eingestuften Unterrichtsgegenständen der Stundentafel zu orientieren als auch nach folgenden Kriterien zu erfolgen: 
Sprachliche Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten I (ohne Schularbeiten II); mathematische Unterrichtsgegenstände mit 
Schularbeiten II (ohne Schularbeiten III); Unterrichtsgegenstände mit stärkerer wissensorientierter Ausrichtung III (mit 
Schularbeiten II); Instrumentalmusik und Gesang, gestalterisch-kreative Gegenstände (soweit sie nicht unter die 
Lehrverpflichtungsgruppe IVa fallen) IV; Unterrichtsgegenstände der Bewegungserziehung sowie musisch-kreative 
Unterrichtsgegenstände IVa; Unterrichtsgegenstände mit starker praxisbezogener Ausrichtung und hohem Übungsanteil, 
Gegenstände wie Darstellendes Spiel, Schach, Chor, Spielmusik V; hauswirtschaftliche Unterrichtsgegenstände VI. Bei der 
Kombination von Pflichtgegenständen richtet sich die Einstufung nach dem überwiegenden Anteil. 
3 Pflichtgegenstand für Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen. Das Stundenausmaß des 
Pflichtgegenstandes Ethik ist nicht veränderbar. 
4 Mindestens zwei Wochenstunden pro Klasse. 
5 Mit Schularbeiten in der 7. und 8. Klasse jedoch II. 
6 Mit Schularbeiten in der 7. und 8. Klasse jedoch (II). 
7 In Formen mit Darstellender Geometrie mindestens vier Wochenstunden. 
8 Schulautonomer Bereich für zusätzliche Schwerpunktsetzung oder Erweiterung des Kernbereichs. 
9 An Privatschulen, deren religionsgesellschaftliche Oberbehörde eine Israelitische Kultusgemeinde ist, können die 
schulautonomen Pflichtgegenstände „Hebräisch“ und „Jüdische Geschichte“ im Ausmaß von insgesamt 18 Wochenstunden 
geführt und kann die Gesamtwochenstundenzahl auf 136 erhöht werden. 

2. Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 

aa) Pflichtgegenstände Klassen und Wochenstunde Summe 
Oberstufe 

Lehrver-
pflichtungs-

gruppe 
5. Kl. 6. Kl. 7. Kl. 8. Kl. 

Religion/Ethik1) 2 2 2 2 8 (III)/III 
Deutsch 3 3 3 3 12 (I) 
Erste lebende Fremdsprache 3 3 3 3 12 (I) 
Zweite lebende Fremdsprache/ 
Latein2) 3 3 3 3 12 (I) 
Geschichte und Politische Bildung 1 2 2 2 7 (III) 
Geographie und wirtschaftliche 
Bildung 2 1 2 2 7 (III) 
Mathematik3) 4 4 3 3 14 (II) 
Biologie und Umweltbildung3) 2 3 -/2 2 7/9 III4) 
Chemie3) - - 3 2/3 5/6 (III) 
Physik3) 2 3 2 2/3 9/10 (III)5) 
Darstellende Geometrie3) - - 2/- 2/- 4/- II 
Psychologie und Philosophie - - 2 2 4 III 
Informatik 2 - - - 2 II 
Musik 2 1 

 26) 26) 3 
+4 

(IVa) 
Kunst und Gestaltung 2 1 3 (IVa) 
Bewegung und Sport 3 2 2 2 9 (IVa) 

Summe der Pflichtgegenstände 31 28 31 32 122 III4) 
bb) Wahlpflichtgegenstände6)  8 8  

Gesamtwochenstundenzahl aa) + bb) 130  
 

1 Pflichtgegenstand für Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen. Das Stundenausmaß 
des Pflichtgegenstandes Ethik ist nicht veränderbar. 
2 Zweite lebende Fremdsprache/Latein mit Beginn in der 5. Klasse oder das ab der 3. Klasse (gymnasiale Unterstufe) 
unterrichtete Latein. 
3 Typenbildende Pflichtgegenstände. 
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4 In der Schwerpunktform 7. und 8. Klasse jedoch II. 
5 In der Schwerpunktform 7. und 8. Klasse jedoch (II). 
6 Alternative Pflichtgegenstände. 
 
Wirtschaftskundliches Realgymnasium 
1. Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen: 

Pflichtgegenstände (Kernbereich) 
Summe 

Oberstufe1) 

Lehrver-
pflichtungsgruppe2) 

Religion/Ethik3) 2 – 2 – 2 – 2 (III)/III 
Deutsch mindestens 114) (I) 
Erste lebende Fremdsprache mindestens 114) (I) 
Zweite lebende Fremdsprache/Latein mindestens 104) (I) 
Geschichte und Politische Bildung mindestens 6 III 
Geographie und wirtschaftliche Bildung mindestens 8 (III) 
Mathematik mindestens 114) (II) 
Biologie und Umweltbildung mindestens 7 III 
Chemie mindestens 4 (III) 
Physik mindestens 5 (III) 
Haushaltsökonomie und Ernährung (Theorie) mindestens 4 III 
Psychologie und Philosophie (einschließlich Praktikum) mindestens 4 III 
Informatik mindestens 2 II 
Musik mindestens 3 (IVa) 
Kunst und Gestaltung mindestens 3 (IVa) 
alternativ Musik oder Bildnerische Kunst und Gestaltung mindestens 4 (IVa) 
Bewegung und Sport mindestens 84) (IVa) 

Summe der Pflichtgegenstände – Kernbereich 109  
autonomer 
Bereich 

schülerautonom: Wahlpflichtgegenstände 4-10  
schulautonom5) höchstens 17  

Summe autonomer Bereich 21  
Gesamtwochenstundenzahl 130  

 
1 In höchstens zwei Pflichtgegenständen (ausgenommen die Pflichtgegenstände Religion und Ethik) ist bei Vorliegen 
folgender Bedingungen eine Unterschreitung der Mindestwochenstundenzahl gemäß Z 1 der Stundentafeln 
(Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen) um jeweils eine Wochenstunde zulässig: 1. Vorliegen 
geeigneter Maßnahmen, die sicherstellen, dass alle angeführten Lehrstoffvorgaben der einzelnen 
Unterrichtsgegenstände erfüllt werden, und 2. Vorliegen eines anspruchsvollen Konzepts, das eine Profilbildung zur 
Förderung der Interessen, Begabungen und Lernmotivation der Schülerinnen und Schüler ermöglicht. 
2 Soweit im Rahmen schulautonomer Lehrplanbestimmungen in diesem Lehrplan nicht enthaltene 
Unterrichtsgegenstände geschaffen werden oder Teile in andere oder neue Pflichtgegenstände verlagert werden, 
hat die Einstufung sich grundsätzlich nach bereits eingestuften Unterrichtsgegenständen der Stundentafel zu 
orientieren als auch nach folgenden Kriterien zu erfolgen: Sprachliche Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten I 
(ohne Schularbeiten II); mathematische Unterrichtsgegenstände mit Schularbeiten II (ohne Schularbeiten III); 
Unterrichtsgegenstände mit stärkerer wissensorientierter Ausrichtung III (mit Schularbeiten II); Instrumentalmusik 
und Gesang, gestalterisch-kreative Gegenstände (soweit sie nicht unter die Lehrverpflichtungsgruppe IVa fallen) IV; 
Unterrichtsgegenstände der Bewegungserziehung sowie musisch-kreative Unterrichtsgegenstände IVa; 
Unterrichtsgegenstände mit starker praxisbezogener Ausrichtung und hohem Übungsanteil, Gegenstände wie 
Darstellendes Spiel, Schach, Chor, Spielmusik V; hauswirtschaftliche Unterrichtsgegenstände VI. Bei der 
Kombination von Pflichtgegenständen richtet sich die Einstufung nach dem überwiegenden Anteil. 
3 Pflichtgegenstand für Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen. Das Stundenausmaß 
des Pflichtgegenstandes Ethik ist nicht veränderbar. 
4 Mindestens zwei Wochenstunden pro Klasse. 
5 Schulautonomer Bereich für zusätzliche Schwerpunktsetzung oder Erweiterung des Kernbereichs. 
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2. Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 

aa) Pflichtgegenstände 
Klassen und Wochenstunden Summe 

Oberstufe 

Lehrver-
pflichtungs-

gruppe 5. Kl. 6. Kl. 7. Kl. 8. Kl. 

Religion/Ethik1) 2 2 2 2 8 (III)/III 
Deutsch 3 3 3 3 12 (I) 
Erste lebende Fremdsprache 3 3 3 3 12 (I) 
Zweite lebende Fremdsprache/Latein 3 3 3 3 12 (I) 
Geschichte und Politische Bildung 1 2 2 2 7 (III) 
Geographie und wirtschaftliche 
Bildung2) 2 1 3 3 9 (III) 

Mathematik 3 3 3 3 12 (II) 
Biologie und Umweltbildung2) 2 3 - 2 7 III 
Chemie - - 2 2 4 (III) 
Physik - 3 2 2 7 (III) 
Haushaltsökonomie und Ernährung 
(Theorie)2) 2 2 - - 4 III 
Psychologie und Philosophie 
(einschließlich Praktikum)2) - 1 2 2 5 III 
Informatik 2 - - - 2 II 
Musik 2 1 

 23) 23) 
3 

+4 
(IVa) 

Kunst und Gestaltung 2 1 3 (IVa) 
Bewegung und Sport 3 2 2 2 9 (IVa) 

Summe der Pflichtgegenstände 30 30 29 31 120  
     

bb) Wahlpflichtgegenstände4  10 10  

Gesamtwochenstundenzahl aa) + bb) 130  

 
1 Pflichtgegenstand für Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen. Das Stundenausmaß 
des Pflichtgegenstandes Ethik ist nicht veränderbar. 
2 Typenbildende Pflichtgegenstände 
3 Alternative Pflichtgegenstände 
4 Siehe den Unterabschnitt „Wahlpflichtgegenstände“  

Gymnasium, Realgymnasium und Wirtschaftskundliches Realgymnasium 

Wahlpflichtgegenstände1) 
Klassen und 
Wochenstunden Summe 

Lehrver-
pflichtungs-
gruppe2) 

6. Kl. 7. Kl. 8. Kl. 

aa)      
Lebende Fremdsprache2) 2 2 2 6 (I) 
Darstellende Geometrie3) - 2 2 4 (II) 
Informatik 2 2 2 6 II 
Musik/ Kunst und Gestaltung4) - 2 2 4 (IVa) 
Ernährung und Haushalt (Praktikum)5) (2) (2) (2) 4/25) Va 

bb) Zur Vertiefung und Erweiterung von der Schülerin/dem Schüler besuchter Pflichtgegenstände: 
Religion/Ethik (2) (2) (2) 4/26) (III)/III 
Deutsch (2) (2) (2) 4/26) (I) 
Fremdsprachen7) (2) (2) (2) 4/26) (I) 
Geschichte und Politische Bildung (2) (2) (2) 4/26) III 
Geographie und wirtschaftliche Bildung (2) (2) (2) 4/26) (III) 
Mathematik (2) (2) (2) 4/26) (II) 
Biologie und Umweltbildung (2) (2) (2) 4/26) III 
Chemie - (2) (2) 4/26) (III) 
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Physik (2) (2) (2) 4/26) (III) 
Darstellende Geometrie - (2) (2) 4/26) (II) 
Psychologie und Philosophie (2)8) (2) (2) 4/26) III 
Musik (2) (2) (2) 4/26) (IVa) 
Kunst und Gestaltung (2) (2) (2) 4/26) (IVa) 

 
1 In der 6. Klasse dürfen höchstens insgesamt 4 Wochenstunden aus Wahlpflichtgegenständen gewählt werden. 
2 Eine von der Schülerin oder vom Schüler nicht als Pflicht- oder Freigegenstand besuchte lebende Fremdsprache, 
die im Lehrplan vorgesehen ist. 
3 Sofern nicht Pflichtgegenstand der Schülerin oder des Schülers. 
4 Fortsetzung des von der Schülerin oder vom Schüler nach der 6.Klasse nicht gewählten der beiden 
Pflichtgegenstände. 
5 Eine zweiwöchige Blockung zu je vier Wochenstunden ist zulässig. 
6 Ein in der 6. Klasse gewählter Wahlpflichtgegenstand ist in der 7. oder 8. Klasse fortzusetzen. 
7 Latein, Griechisch, lebende Fremdsprachen, sofern von der Schülerin oder vom Schüler als Pflichtgegenstand 
besucht. 
8 Am Wirtschaftskundlichen Realgymnasium. 

b) Freigegenstände 
1. Ermächtigung für schulautonome Lehrplanbestimmungen: 

Durch schulautonome Lehrplanbestimmungen kann das Ausmaß der Wochenstunden geändert 
werden und es dürfen in Übereinstimmung mit dem allgemeinen Bildungsziel zusätzliche 
Freigegenstände zur Ergänzung, Vertiefung oder Erweiterung von Pflichtgegenständen im Hinblick auf 
die besonderen Interessen und Begabungen der Schülerinnen und Schüler vorgesehen werden. 

Das Angebot soll insbesondere auf den naturwissenschaftlich-technischen, musisch-kreativen, 
sprachlichen, sportlichen und wissenschaftlich-arbeitsweltorientierten Bereich bezogen sein. Auf eine 
Schwerpunktsetzung ist jedenfalls Bedacht zu nehmen. Wird ein Unterrichtsgegenstand mit 
entsprechenden Anforderungen für besonders begabte, interessierte bzw. vorgebildete Schülerinnen 
und Schüler geführt, kann dies in einem entsprechenden Zusatz zur Gegenstandsbezeichnung 
ausgewiesen werden. 

Die Durchführung kann auch klassen-, schulstufen- und schulübergreifend erfolgen. Es ist sowohl 
die ganzjährige als auch eine kürzere, auf aktuelle Anlässe reagierende, kursmäßige, allenfalls geblockte 
Führung möglich. 

2. Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen: 

Freigegenstände Summe Wochenstunden Lehrverpflichtungsgruppe 
Lebende Fremdsprache mindestens 11 (I) 
Latein mindestens 10 (I) 
Griechisch mindestens 10 (I) 
Darstellende Geometrie mindestens 4 (II) 
Erstsprachenunterricht 2-8 II 

c) Unverbindliche Übungen 
Wie lit. b (Freigegenstände) mit folgender Ergänzung: 
Der Z 2 (Soweit keine schulautonomen Lehrplanbestimmungen bestehen) ist folgende Zeile 

anzufügen: 

Deutsch als Zweitsprache für 
ordentliche Schülerinnen und 
Schüler 

2 2 2 - II 

d) Förderunterricht 
Kann in allen Pflichtgegenständen angeboten werden. Siehe den Abschnitt “Förderunterricht” im 

fünften Teil. 
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e) Deutschförderklassen 

Gymnasium 

Pflichtgegenstände und Wahlpflichtgegenstände Wochenstunden 
pro Semester 

Lehrverpflichtungsgruppen 

Deutsch in der Deutschförderklasse 20 (I) 
Religion 2 (III) 
Weitere Pflichtgegenstände und 
Wahlpflichtgegenstände1) 

 
x2) 

Einstufung wie entsprechender 
Pflichtgegenstand bzw. 
Wahlpflichtgegenstand 

Gesamtwochenstundenzahl x3)  
 

1 Einzelne oder mehrere Pflichtgegenstände (ausgenommen den Pflichtgegenstand Religion) und 
Wahlpflichtgegenstände gemäß der Stundentafel der Oberstufe des Gymnasiums; die Festlegung der weiteren 
Pflichtgegenstände und der Wahlpflichtgegenstände sowie der Anzahl der Wochenstunden, die auf die einzelnen 
Pflichtgegenstände und Wahlpflichtgegenstände entfallen, erfolgt durch die Schulleitung. 
2 Die Anzahl der Wochenstunden ergibt sich aus der Differenz zur Gesamtwochenstundenzahl. 
3 Die Gesamtwochenstundenzahl entspricht jener der jeweiligen Schulstufe gemäß der Stundentafel der Oberstufe 
des Gymnasiums. 

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Wie Abschnitt b) und c) 

Realgymnasium 

Pflichtgegenstände und 
Wahlpflichtgegenstände 

Wochenstunden 
pro Semester 

Lehrverpflichtungsgruppen 

Deutsch in der Deutschförderklasse 20 (I) 
Religion 2 (III) 
Weitere Pflichtgegenstände und 
Wahlpflichtgegenstände1) 

 
x2) 

Einstufung wie entsprechender 
Pflichtgegenstand bzw. 
Wahlpflichtgegenstand 

Gesamtwochenstundenzahl x3)  
 

1 Einzelne oder mehrere Pflichtgegenstände (ausgenommen den Pflichtgegenstand Religion) und 
Wahlpflichtgegenstände gemäß der Stundentafel der Oberstufe des Realgymnasiums; die Festlegung der weiteren 
Pflichtgegenstände und der Wahlpflichtgegenstände sowie der Anzahl der Wochenstunden, die auf die einzelnen 
Pflichtgegenstände und Wahlpflichtgegenstände entfallen, erfolgt durch die Schulleitung. 
2 Die Anzahl der Wochenstunden ergibt sich aus der Differenz zur Gesamtwochenstundenzahl. 
3 Die Gesamtwochenstundenzahl entspricht jener der jeweiligen Schulstufe der Stundentafel der Oberstufe des 
Realgymnasiums. 

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Wie Abschnitt b) und c) 
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Wirtschaftskundliches Realgymnasium 

Pflichtgegenstände und 
Wahlpflichtgegenstände 

Wochenstunden 
pro Semester 

Lehrverpflichtungsgruppen 

Deutsch in der Deutschförderklasse 20 (I) 
Religion 2 (III) 
Weitere Pflichtgegenstände und 
Wahlpflichtgegenstände1) 

 
x2) 

Einstufung wie entsprechender 
Pflichtgegenstand bzw. 
Wahlpflichtgegenstand 

Gesamtwochenstundenzahl x3)  
 

1 Einzelne oder mehrere Pflichtgegenstände (ausgenommen den Pflichtgegenstand Religion) und 
Wahlpflichtgegenstände der Stundentafel gemäß der Oberstufe des Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums; die 
Festlegung der weiteren Pflichtgegenstände und der Wahlpflichtgegenstände sowie der Anzahl der 
Wochenstunden, die auf die einzelnen Pflichtgegenstände und Wahlpflichtgegenstände entfallen, erfolgt durch die 
Schulleitung. 
2 Die Anzahl der Wochenstunden ergibt sich aus der Differenz zur Gesamtwochenstundenzahl. 
3 Die Gesamtwochenstundenzahl entspricht jener der jeweiligen Schulstufe gemäß der Stundentafel der Oberstufe 
des Wirtschaftskundlichen Realgymnasiums. 

Freigegenstände und unverbindliche Übungen: 

Wie Abschnitt b) und c) 
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